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Vorwort 

Am 06. August 2016 ist das Integrationsgesetz in Kraft 
getreten, mit welchem erstmals ausdrücklich der 
Anspruch auf Erteilung einer Duldung zum Zwecke 
der Ausbildung ins Aufenthaltsgesetz aufgenommen 
wurde. Die vorliegende aktualisierte Arbeitshilfe 
erläutert die einzelnen Voraussetzungen genauer und 
berücksichtigt neben den Anwendungshinweisen 
des Bundesinnenministeriums auch die 
Ländererlasse sowie die in der Zwischenzeit 
ergangene Rechtsprechung. Zwar richten sich unsere 
Arbeitshilfen in erste Linie an die Beratungspraxis 
selbst, aber die Erfahrung zeigt, dass sie weite 
Kreise ziehen und immer noch viel Unwissenheit 
darüber herrscht, wer bei Rückfragen helfen 
kann. So sind z.B. den Agenturen für Arbeit oder 

Jobcentern die Jugendmigrationsdienste, die sog. 
Bleiberechtsnetzwerke oder aber Patenschafts- und 
Ehrenamtsprogramme nicht unbedingt bekannt. 
Daher haben wir die 2. Auflage der Arbeitshilfe um 
eine entsprechende Rubrik „Ansprechpartner/-
innen“ ergänzt. Diese ist keineswegs als abschließend 
zu verstehen, sondern lediglich der Versuch, die 
Kenntnis über die verschiedenen engagierten 
Akteure zu erweitern. Autorin der Arbeitshilfe 
ist Kirsten Eichler, Mitarbeiterin der GGUA 
Flüchtlingshilfe aus Münster. Die Arbeitshilfe gibt 
den Stand am 18.07.2018 wieder. Für Anmerkungen 
und die Übersendung weiterer Rechtsprechung oder 
Anwendungshinweise aus den Ländern sind wir 
Ihnen dankbar.

Claudia Karstens
Referentin für Migrations- und Jugendsozialarbeit, 
Der Paritätische Gesamtverband
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1.  Einleitung – Die Ausbildungsduldung  
nach § 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG

Bereits mit dem am 1. August 2015 in Kraft getre-
tenen „Gesetz zur Neubestimmung des Bleiberechts 
und der Aufenthaltsbeendigung“ wurde der Dul-
dungsgrund „Ausbildung“ explizit ins AufenthG auf-
genommen. Während diese Regelung noch vorsah, 
dass die Erteilung eine Ermessensentscheidung der 
Ausländerbehörde voraussetzte und für Menschen 
die bereits das 21. Lebensjahr vollendet haben oder 
aus einem als „sicher“ eingestuften Herkunftsland 
gem. § 29a AsylG kommen, gesperrt war, besteht seit 
Inkrafttreten des „Integrationsgesetzes“, am 6. Au-
gust 2016, unter bestimmten Voraussetzungen ein 
gesetzlicher Anspruch auf Erteilung einer Duldung 
zum Zwecke der Ausbildung unabhängig vom Alter 
und Herkunftsland.

Laut Gesetzesbegründung sollte die Neufassung des 
§ 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG dazu dienen, für Aus-
zubildende und Ausbildungsbetriebe mehr „Rechts-
sicherheit“ zu schaffen und „das diesbezügliche auf-
enthaltsrechtliche Verfahren zu vereinfachen“ (BT-Drs. 
18/8615, v. 31.05.2016, S. 48). Die bisherigen Erfah-
rungen zeigen jedoch, dass sich die Erteilung der 
Ausbildungsduldung trotz des gesetzgeberischen 
Ziels in der Praxis oftmals schwierig gestaltet. Hin-
zukommt, dass der Gesetzgeber bei der Regelung 
zur Ausbildungsduldung zahlreiche unbestimmte 
Rechtsbegriffe verwendet, die der Auslegung be-
dürfen. Restriktive Anwendungshinweise aus dem 
Bundesinnenministerium (BMI), unterschiedliche 
Rechtsauffassungen der Bundesländer sowie z.T. 
unterschiedliche Auslegungen durch die (Ober-) 
Verwaltungsgerichte, führen zu einem Flickentep-
pich bei der Umsetzung und damit entgegen ihrer 
eigentlich Intention weiterhin zu erheblichen Unsi-
cherheiten bei allen Beteiligten. 

Vor diesem Hintergrund stellt die vorliegende Ar-
beitshilfe den Versuch dar, die wesentlichen Vo-
raussetzungen für die Erteilung sowie die Regelung 
zum Erlöschen der Ausbildungsduldung und die 
Möglichkeiten für die anschließende Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG, 
unter Berücksichtigung aktueller Rechtsprechung 
und länderspezifischer Besonderheiten zu erläu-
tern. Aufgrund der teils sehr unterschiedlichen Aus-

legungs- und Anwendungspraxis in den jeweiligen 
Bundesländern, sei an dieser Stelle jedoch darauf-
hin gewiesen, dass die vorliegende Arbeitshilfe nur 
punktuell auf Besonderheiten der Bundesländer ein-
geht, sodass die Lektüre der jeweiligen Landeserlas-
se für eine umfassende Beratung unerlässlich bleibt.

Zum Zeitpunkt der Aktualisierung dieser Arbeitshil-
fe verfügen insgesamt 12 Bundesländer über einen 
Erlass zur Ausbildungsduldung. Diese sind: Bayern, 
Berlin, Brandenburg, Hamburg, Hessen, Niedersach-
sen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein und Thüringen. 
Die vier Bundesländer Baden-Württemberg, Bremen, 
Mecklenburg-Vorpommern sowie das Saarland ver-
fügen zum genannten Zeitpunkt nicht über einen 
spezifischen Erlass. Eine Übersicht über die verschie-
denen Ländererlasse befindet sich im Anhang dieser 
Arbeitshilfe. Wir bemühen uns um eine fortlaufende 
Aktualisierung und sind für Ihre Hinweise und Über-
sendung der Erlasse dankbar.

An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass die 
BMI-Anwendungshinweise vom 30.05.2017 für 
sich genommen rechtlich nicht verbindlich sind, 
da es sich nur um Anwendungshinweise und 
nicht um Verwaltungsvorschriften handelt, die 
der Zustimmung des Bundesrates bedurft hätten. 
Verbindlichkeit für die Ausländerbehörden erreichen 
sie erst, sofern diese Anwendungshinweise per 
Landeserlass an die Ausländerbehörden übersandt 
wurden.

Folgende Bundesländer haben die 
Anwendungshinweise des BMI unter Ergänzung 
landesspezifischer Besonderheiten für (in Teilen) 
verbindlich erklärt: Baden-Württemberg, Bayern, 
Brandenburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, Sachsen-
Anhalt, Thüringen.

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__29a.html
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808615.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808615.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/themen/migration/anwendungshinweise-duldungsregelung.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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2.  Die Regelung des § 60a Abs. 2 Satz 4 ff.  
AufenthG im Wortlaut 

„Eine Duldung wegen dringender persönlicher Grün-
de im Sinne von Satz 3 ist zu erteilen, wenn der Aus-
länder eine qualifizierte Berufsausbildung in einem 
staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten 
Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt oder auf-
genommen hat, die Voraussetzungen nach Absatz 6 
nicht vorliegen und konkrete Maßnahmen zur Auf-
enthaltsbeendigung nicht bevorstehen. 

In den Fällen nach Satz 4 wird die Duldung für die im 
Ausbildungsvertrag bestimmte Dauer der Berufsaus-
bildung erteilt. 

Eine Duldung nach Satz 4 wird nicht erteilt und eine 
nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn der Auslän-
der wegen einer im Bundesgebiet begangenen vorsätz-
lichen Straftat verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von 
insgesamt bis zu 50 Tagessätzen oder bis zu 90 Tages-
sätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsge-
setz oder dem Asylgesetz nur von Ausländern begangen 
werden können, grundsätzlich außer Betracht bleiben. 

Wird die Ausbildung nicht betrieben oder abgebro-
chen, ist der Ausbildungsbetrieb verpflichtet, dies 
unverzüglich, in der Regel innerhalb einer Woche, der 
zuständigen Ausländerbehörde schriftlich mitzutei-
len. In der Mitteilung sind neben den mitzuteilenden 
Tatsachen und dem Zeitpunkt ihres Eintritts die Namen, 
Vornamen und die Staatsangehörigkeit des Ausländers 
anzugeben. 

Die nach Satz 4 erteilte Duldung erlischt, wenn die Aus-
bildung nicht mehr betrieben oder abgebrochen wird. 

Wird das Ausbildungsverhältnis vorzeitig beendigt oder 
abgebrochen, wird dem Ausländer einmalig eine Dul-
dung für sechs Monate zum Zweck der Suche nach 
einer weiteren Ausbildungsstelle zur Aufnahme einer 
Berufsausbildung nach Satz 4 erteilt. 

Eine nach Satz 4 erteilte Duldung wird für sechs Mo-
nate zum Zweck der Suche nach einer der erworbenen 
beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäfti-
gung verlängert, wenn nach erfolgreichem Abschluss 
der Berufsausbildung, für die die Duldung erteilt wurde, 
eine Weiterbeschäftigung im Ausbildungsbetrieb nicht 
erfolgt; die zur Arbeitsplatzsuche erteilte Duldung darf 
für diesen Zweck nicht verlängert werden. § 60a bleibt 
im Übrigen unberührt.“
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3. Die einzelnen Voraussetzungen näher erläutert

S. 24 f.). Das OVG Mecklenburg-Vorpommern sowie 
das OVG Rheinland-Pfalz haben zwar in zwei Fällen 
entschieden, dass bereits im Herkunftsland vorquali-
fizierte Personen keinen Anspruch auf die Erteilung 
einer Ausbildungsduldung hätten (vgl. OVG Meck-
lenburg-Vorpommern, Beschluss v. 30.08.2017, 2 M 
595/17, OVG Rheinland-Pfalz, Beschluss v. 31.07.2017, 
7 B 11276/17). Ob sich diese restriktive Rechtsauffas-
sung jedoch in der (ober-)gerichtlichen Rechtspre-
chung durchsetzen wird, bleibt zu bezweifeln.

3.1.1.2 Was ist mit Helferausbildung und (hoch)
schulischen Ausbildungen?

Nicht erfasst von der Regelung zur Ausbildungsdul-
dung sind aufgrund der Kürze der Ausbildungsdauer 
einjährige Ausbildungsgänge, wie z.B. zur 
Altenpflegehelfer/-in oder sonstige Helfer/-innen-
ausbildungen mit einer Dauer von weniger als zwei 
Jahren. Dies gilt auch, wenn aus individuellen Grün-
den die Ausbildungsdauer einen längeren Zeitraum 
erfassen sollte, da die generelle Ausbildungsdauer 
maßgeblich ist. Ebenfalls nicht erfasst sind der Be-
such allgemeinbildendender Schulen sowie der Be-
such von (Fach-)Hochschulen.1 

3.1.1.3 Was ist mit der Einstiegsqualifizierung (EQ)?

Auch die Einstiegsqualifizierung (EQ) nach § 54a SGB 
III sowie sonstige berufsvorbereitende Maßnahmen 
erfüllen die Kriterien der qualifizierten Berufsausbil-
dung nicht und vermitteln somit keinen Anspruch auf 
die Erteilung einer Ausbildungsduldung. Angesichts 
des politischen Ziels, Ausbildungsstellen zu besetzen 
und Rechtssicherheit für Betriebe und Auszubilden-
de zu schaffen, ist in diesen Fällen jedoch die Ertei-
lung einer Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2 S. 3 
AufenthG angebracht. Dort heißt es: „Einem Auslän-
der kann eine Duldung erteilt werden, wenn dringende 
humanitäre oder persönliche Gründe oder erhebliche 
öffentliche Interessen seine vorübergehende weitere 
Anwesenheit im Bundesgebiet erfordern.“ 

1 Ausgenommen sind bestimmte duale Studiengänge. Hier ist die 
Ausbildungsduldung durchaus eröffnet, sofern im Rahmen des Studiums 
sowohl der jeweilige Hochschulabschluss als auch ein anerkannter 
dualer Berufsabschluss erworben wird (vgl. BMI, a.a.O., S. 10).

In § 60a Abs. 2 S. 4 AufenthG heißt es: „Eine Duldung 
wegen dringender persönlicher Gründe (…) ist zu ertei-
len, wenn der Ausländer eine qualifizierte Berufsausbil-
dung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar 
geregelten Ausbildungsberuf in Deutschland aufnimmt 
oder aufgenommen hat, (…).“ 

3.1.1 „Qualifizierte Berufsausbildung“

Die Definition der „qualifizierten“ Berufsausbildung 
ergibt sich weder unmittelbar aus dem Gesetzeswor-
tlaut noch aus der Gesetzesbegründung, sondern 
geht auf eine Definition in § 6 Abs. 1 BeschV zurück. 
Danach liegt eine qualifizierte Berufsausbildung nur 
dann vor, wenn es sich um eine betriebliche oder 
schulische Berufsausbildung mit einer mindestens 
zweijährigen Ausbildungsdauer handelt, die zu 
einem staatlich anerkannten oder vergleichbaren 
Ausbildungsabschluss führt. Der Zeitraum bezieht 
sich auf die generell vorgesehene Dauer des Aus-
bildungsganges und nicht auf eine individuell fest-
gelegte Dauer im Ausbildungsvertrag (vgl. § 6 Abs. 
1 BeschV i.V.m. RN 6.0.1 der Fachlichen Weisung der 
Bundesagentur für Arbeit zu § 6 BeschV v. 20.06.2016). 
Sofern also eine grundsätzlich mindestens zweijäh-
rige Ausbildungsdauer aus individuellen Gründen 
verkürzt wird, z.B. durch die Anrechnung berufsvor-
bereitender Maßnahmen auf die Gesamtdauer der 
Ausbildung, ist das Kriterium der „qualifizierten Be-
rufsausbildung“ erfüllt. 

3.1.1.1. Was ist, wenn bereits eine Ausbildung 
absolviert wurde?

Entgegen der Praxis mancher Ausländerbehörden 
lässt sich dem Gesetzeswortlaut keine Einschrän-
kung hinsichtlich einer möglichen Vorqualifizierung 
der Antragstellenden entnehmen. Auch Personen, 
die bereits in Deutschland oder im Herkunftsland 
eine Ausbildung absolviert haben oder berufstätig 
waren bzw. sind, haben bei Aufnahme einer (weite-
ren) qualifizierten Berufsausbildung einen Anspruch 
auf Erteilung einer Duldung (vgl. Verfahrenshinweise 
der Ausländerbehörde Berlin (VAB) v. 30.04.2018, S. 
396 sowie Erlass Nordrhein-Westfalen v. 17.05.2018, 

3.1  Aufnahme einer qualifizierten Berufsausbildung

https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml;jsessionid=0.jp35?showdoccase=1&doc.id=MWRE170007843&st=ent
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml;jsessionid=0.jp35?showdoccase=1&doc.id=MWRE170007843&st=ent
http://www.landesrecht-mv.de/jportal/portal/page/bsmvprod.psml;jsessionid=0.jp35?showdoccase=1&doc.id=MWRE170007843&st=ent
http://www.landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/7qe/page/bsrlpprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&doc.id=MWRE170007244&doc.part=L
http://www.landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/7qe/page/bsrlpprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&doc.id=MWRE170007244&doc.part=L
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_3/__54a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_3/__54a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html
http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html
http://www.gesetze-im-internet.de/beschv_2013/__6.html
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/dam/download/documents/Weisung201606018_ba014466.pdf
https://con.arbeitsagentur.de/prod/apok/ct/dam/download/documents/Weisung201606018_ba014466.pdf
https://www.berlin.de/labo/willkommen-in-berlin/service/downloads/artikel.274377.php
https://www.berlin.de/labo/willkommen-in-berlin/service/downloads/artikel.274377.php
https://www.berlin.de/labo/willkommen-in-berlin/service/downloads/artikel.274377.php
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
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Ermessensentscheidung Aspekte wie z.B. ausrei-
chende Sprachkenntnisse zu berücksichtigen sind 
(vgl. Erlass Sachsen-Anhalt v. 19.12.2017, S. 6, Erlass 
Schleswig-Holstein, v. 14.02.2017, S. 8). 5

5 Zu beachten bleibt jedoch, dass auch bei der Beantragung 
der Ermessensduldung die geforderten „dringenden persönlichen 
oder humanitären Gründe“ gegenüber der Ausländerbehörde 
dargelegt werden müssen. Hier sind neben den Nachweisen 
über die berufsvorbereitende Maßnahme und die Zusage des 
Ausbildungsbetriebes auch mögliche weitere Gründe, die unter § 60a 
Abs. 2 S. 3 AufenthG fallen, zu nennen.

Die Möglichkeit, eine Ermessensduldung für eine 
EQ oder eine andere Qualifizierungsmaßnahme, die 
an eine Berufsausbildung heranführt, dazu befähigt 
oder die erforderliche Ausbildungsreife herstellt, zu 
erteilen, wird inzwischen sowohl vom BMI als auch 
von der überwiegenden Mehrheit der Bundesländer 
geteilt.2 Nordrhein-Westfalen und Thüringen haben 
darüber hinaus klargestellt, dass auch für die Durch-
führung einer Helferausbildung in der Regel eine 
Ermessensduldung erteilt werden soll, sofern im An-
schluss an diese Ausbildung eine qualifizierte Berufs-
ausbildung im gleichen Berufsbild angeschlossen 
werden kann bzw. ein Ausbildungsvertrag bereits 
verbindlich zugesichert oder abgeschlossen wurde 
(vgl. Erlass Nordrhein-Westfalen, a.a.O., S. 12, Erlass 
Thüringen v. 23.04.2018, S. 3).3

Hinsichtlich der berufsvorbereitenden Maßnahmen 
ist jedoch zu beachten, dass sich die jeweils von 
den Ausländerbehörden zu berücksichtigenden 
Aspekte hinsichtlich der Ermessensausübung bun-
desweit unterscheiden. Während beispielsweise das 
BMI vorsieht, dass eine Ermessensduldung nur in 
Betracht kommt, sofern bereits ein Ausbildungsver-
trag – inkl. Eintrag in die sog. Lehrlingsrolle4 – abge-
schlossen wurde (vgl. BMI, a.a.O., S. 8, 12-13), ist in 
Nordrhein-Westfalen eine verbindliche Zusage des 
Betriebes, die Person im Anschluss an die Maßnah-
me in eine qualifizierte Berufsausbildung aufzu-
nehmen, ausreichend (vgl. NRW Erlass, a.a.O., S. 12). 
Die Erlasse aus Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein sehen zudem vor, dass bei der zu treffenden  

2 Folgende Bundesländer verweisen – entweder im Einzel- oder im 
Regelfall – ebenfalls in ihren jeweiligen Ländererlassen auf die Erteilung 
einer Ermessensduldung für berufsvorbereitende Maßnahmen: Berlin, 
Brandenburg, Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen.
3  Auch Hessen weist in seinem Erlass auf die Möglichkeit der 
Erteilung einer Ermessensduldung für die Durchführung einer 
Helferausbildung hin. Im Gegensatz zu Nordrhein-Westfalen und 
Thüringen heißt es an entsprechender Stelle im Erlass jedoch, dass 
die Teilnahme an einer Helferausbildung nur im Einzelfall einen 
Ermessensduldungsgrund darstellen kann. Zudem darf nicht 
beabsichtigt sein, „in diesem Zeitraum konkrete Maßnahmen zur 
Aufenthaltsbeendigung einzuleiten“ (Erlass Hessen v. 14.07.2018, S. 3).
4 Die sog. Lehrlingsrolle ist das „Verzeichnis der 
Berufsausbildungsverhältnisse“, in welches die bestehenden 
Berufsausbildungsverträge bei den jeweiligen Handwerks- bzw. 
Industrie- und Handelskammern durch den Ausbildungsbetrieb 
einzutragen sind.

Praxistipp:  
In Bundesländern, 

in denen diesbezüglich klare Landesregelungen 
fehlen, oder in denen bestehende Landeserlas-
se sehr hohe Anforderungen an die Erteilung 
der Ermessensduldung normieren, sollten diese 
dennoch beantragt und eingefordert werden. 
Die Ausländerbehörde hat im Rahmen der Ent-
scheidung das öffentliche Interesse an der Auf-
enthaltsbeendigung gegen das persönliche und 
öffentliche Interesse am Verbleib in Deutschland 
abzuwägen. Insbesondere wenn die Einstiegsqua-
lifizierung bereits begonnen wurde, dürfte das 
öffentliche Interesse am Verbleib in Deutschland 
schwerer wiegen. Immerhin handelt es sich z.B. 
bei der EQ um eine von den Arbeitsagenturen ge-
förderte Maßnahme, die zur Besetzung von Aus-
bildungsplätzen führen soll. Das gesetzgeberische 
Ziel würde konterkariert, würden Einstiegsquali-
fizierungen nicht ermöglicht bzw. müssten diese 
abgebrochen werden.5

https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen-Anhalt_19.12.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/SH_Erlass_zu____60a_Abs._2_Satz_4_ff._AufenthG.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/SH_Erlass_zu____60a_Abs._2_Satz_4_ff._AufenthG.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Thueringen_23.04.2018.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Thueringen_23.04.2018.pdf
http://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente hfr/Informationsmaterialien/Erlasse und Dienstanweisungen/Erlasse/2017_Ausbildungsduldung-14-Juli-2017-final-1.pdf
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3.1.2 „Aufnimmt oder aufgenommen hat“

Hinsichtlich des Kriteriums der Aufnahme der quali-
fizierten Berufsausbildung ist der Gesetzeswortlaut 
eindeutig: Der Anspruch auf Erteilung der Duldung 
zu Ausbildungszwecken besteht sowohl für Men-
schen, die sich bereits in einem Ausbildungsverhält-
nis befinden, als auch für Menschen, die (kurz) vor 
der Aufnahme einer Ausbildung stehen. Zwar engt 
die Gesetzesbegründung den Wortlaut ein, wenn 
es darin heißt: „Die Ausländerin bzw. der Ausländer 
nimmt die Berufsausbildung auf, in dem er (…) die 
Tätigkeit bei der Ausbildungsstätte beginnt.“ (BT-Drs. 
18/9090, v. 6.07.2016, S. 26). 

Diese restriktive Auslegung des Gesetzeswortlauts 
ist jedoch nicht mehr haltbar. So hat der VGH Baden-
Württemberg bereits mit Beschluss aus Oktober 
2016 klargestellt, dass die tatsächliche Aufnahme 
der Ausbildung keine Voraussetzung für die Ertei-
lung der Duldung sei: „Der Wortlaut des § 60a Abs. 2 
S. 4 AufenthG (‚aufnimmt‘) zwingt nicht zu dem Ver-
ständnis, die Ausbildung müsse bereits tatsächlich in 
der Weise begonnen sein, dass sich die Betroffenen an 
ihrem Ausbildungsplatz eingefunden haben. Auch der 
Abschluss eines Ausbildungsvertrages lässt sich begriff-
lich hierunter fassen.“ (VGH Baden-Württemberg, Be-
schluss v. 13.10.2016, 11 S 1991/16, RN 15). Der VGH 
hat zurecht festgestellt, dass die „nicht genügend 
durchdachte und praxisfremde gesetzgeberische Vor-
stellung“, der Anspruch entstünde erst mit dem tat-
sächlichen Beginn des Ausbildungsverhältnisses, da-
rauf hinauslaufen würde, dass nur diejenigen in den 
Genuss der Ausbildungsduldung kämen, die bereits 
in einem Ausbildungsverhältnis stehen und die neue 
Regelung somit weitgehend ins Leere liefe. 

Diese Rechtsauffassung hat sich inzwischen bundes-
weit durchgesetzt, sodass in allen Bundesländern 
auch eine (kurz) bevorstehende Ausbildungsaufnah-
me den Anspruch auf Erteilung der Duldung vermit-
telt. Nicht einheitlich geklärt ist derzeit jedoch, wie 
weit in der Zukunft der Ausbildungsbeginn liegen 
darf, damit das Kriterium „aufnimmt“ erfüllt ist. So-
wohl in den Bundes- und Ländervorgaben als auch 
in der Rechtsprechung besteht lediglich Einigkeit 

darüber, dass die Gesetzesbegründung einen engen 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang zwischen 
der Erteilung der Ausbildungsduldung und dem tat-
sächlichen Ausbildungsbeginn erfordere. 

Während das BMI einen Zeitraum von „wenigen Wo-
chen“ (vgl. BMI, a.a.O., S. 12) als Anspruch begründend 
einstuft, nennt der Hamburger Erlass keinen festge-
schriebenen Zeitraum, sondern sieht vor, dass die Aus-
länderbehörde ab Vorlage und Eintragung des Ausbil-
dungsvertrages in die Lehrlingsrolle die Vorlaufzeit bis 
zum tatsächlichen Ausbildungsbeginn zu akzeptieren 
hat (vgl. Erlass Hamburg, a.a.O., S. 2). Das im Hambur-
ger Erlass angeführte Beispiel verweist auf einen dort 
regelhaft anzuerkennenden Vorlauf von neun Mona-
ten zwischen Abschluss des Ausbildungsvertrages 
und Beginn der Ausbildung. Rheinland-Pfalz und Ber-
lin vertreten die Auffassung, dass der Anspruch entst-
ehe, sobald zwischen Beantragung der Ausbildungs-
duldung und tatsächlichem Ausbildungsbeginn 
maximal drei Monate liegen, während Brandendburg 
lediglich eine Zeitspanne von sechs Wochen nennt 
(vgl. Erlass Rheinland-Pfalz v. 20.06.2017, S. 17, VAB 
Berlin, a.a.O, S. 397, Erlass Brandenburg, v. 27.10.2017, 
S. 20). Sachsen-Anhalt geht ebenfalls davon aus, dass 
der zeitliche Zusammenhang in der Regel erfüllt ist, 
wenn die Aufnahme der Ausbildung in „wenigen Wo-
chen erfolgen wird“. Allerdings wird den Ausländer-
behörden in Sachsen-Anhalt ein Spielraum von bis 
zu sechs Monaten eröffnet. So heißt es in dem Erlass, 
dass ein zeitlicher Zusammenhang „jedenfalls dann 
nicht mehr erfüllt [ist], wenn die Aufnahme der Berufs-
ausbildung erst in sechs Monaten oder noch später erfol-
gen wird“ (Erlass Sachsen-Anhalt, a.a.O., S. 4).

Die bisherige Rechtsprechung sowie die sich zu die-
ser Frage verhaltenden Ländererlasse lassen vermu-
ten, dass sich eine Vorlaufzeit von mehr als sechs Mo-
naten langfristig bundesweit nicht durchsetzen wird, 
um das Kriterium „aufnimmt“ zu erfüllen.

Zu beachten bleibt jedoch, dass auch bei einem in 
weiterer Zukunft liegendem Ausbildungsbeginn be-
reits jetzt die Möglichkeit für die Ausländerbehörden 
besteht eine Ermessensduldung zur Überbrückung zu 
erteilen. So heißt es in den Anwendungshinweisen des 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/090/1809090.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/090/1809090.pdf
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&Art=en&az=11%20S%201991/16&nr=21479
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&Art=en&az=11%20S%201991/16&nr=21479
https://www.ini-migration.de/impressum.html
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Brandenburg_27.10.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Brandenburg_27.10.2017.pdf
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BMI: „Im Hinblick auf den häufig mehrmonatigen Vorlauf 
zwischen dem Abschluss des Ausbildungsvertrages und 
dem tatsächlichen Ausbildungsbeginn kann eine Duldung 
auf Basis des § 60a Absatz 2 Satz 3 AufenthG nach Ermes-
sen der Ausländerbehörden gerechtfertigt sein (…)“ (vgl. 
BMI, a.a.O., S. 12). Auf diese Möglichkeit verweisen auch 
mehrere Bundesländer, entweder explizit oder durch 
Verweis auf die BMI-Anwendungshinweise, in ihren 
jeweiligen Erlassen.6 Allerdings sind auch hier länder-
spezifische Unterschiede zu berücksichtigen, beispiels-
weise hinsichtlich des Zeitraums, für den die Ermessens-
duldung erteilt wird, oder auch bei der Frage, ob diese 
nur im Einzelfall erteilt werden kann oder regelmäßig 
erteilt werden soll. 

3.1.2.1 Abschluss des Ausbildungsvertrags oder 
Eintrag in die sog. Lehrlingsrolle?

Ebenfalls bundesweit nicht abschließend geklärt ist 
bislang, ob der Anspruch auf Erteilung der Ausbil-
dungsduldung mit Abschluss des Ausbildungsver-
trages oder erst mit dem Eintrag der Ausbildung in 
das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse 
(sog. Lehrlingsrolle) entsteht. In der Gesetzesbe-
gründung heißt es, die Vorlage des Eintrags in die 
Lehrlingsrolle sei erforderlich, weil erst dadurch ga-
rantiert sei, dass Auszubildende und Betriebe alle 
rechtlichen Voraussetzungen für das Ausbildungs-
verhältnis erfüllten (vgl. BT-Drs., a.a.O., S. 26). 

In den Bundesländern wird dies zum jetzigen Zeit-
punkt sehr unterschiedlich gehandhabt. Während 
z.B. die Erlasse in Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen und Rheinland-Pfalz ausdrücklich vorsehen, 
dass bereits ein wirksamer Ausbildungsvertrag an-
spruchsbegründend ist, sehen das BMI sowie andere 
Bundesländer vor, dass zusätzlich zum unterzeichne-
ten Ausbildungsvertrag auch schon die Eintragung 
in die Lehrlingsrolle bzw. ein Ausbildungsvertrag mit 
„Geprüft-Stempel“7 vorgelegt werden muss. 

6 Zu diesen Bundesländern gehören: Berlin, Brandenburg, Hessen, 
Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, 
Schleswig-Holstein, Thüringen.
7 Als sog. „Geprüft-Stempel“ wird der Nachweis über die positive 
Prüfung des Ausbildungsvertrages durch die zuständige Kammer bzw. 
Stelle bezeichnet, der auf dem Original des Ausbildungsvertrages 
erfolgt.

Allerdings eröffnet auch das BMI die Möglichkeit, in 
Fällen, in denen ein Ausbildungsbetrieb nicht bereit 
ist, einen verbindlichen Ausbildungsvertrag abzu-
schließen und eine Eintragung in die Lehrlingsrolle 
zu veranlassen, sofern die Erteilung der Ausbildungs-
duldung seitens der Ausländerbehörde noch nicht 
zugesichert ist, die Vereinbarung eines „Zug-um-Zug-
Verfahrens“ (vgl. BMI, a.a.O., S. 13). Dabei soll der Be-
trieb schriftlich zusichern, die Antragstellenden in 
eine qualifizierte Berufsausbildung zu übernehmen, 
sofern die Ausbildungsduldung erteilt wird, und die 
Ausländerbehörde versichert dem Betrieb im Gegen-
zug schriftlich, dass sie eine Ausbildungsduldung er-
teilen wird, sobald die erforderlichen Nachweise vor-
liegen und sich der Sachverhalt zwischenzeitlich nicht 
zu Ungunsten der Antragstellenden verändert hat 
(z.B. durch Verwirklichung eines Ausschlussgrundes). 
In der Zwischenzeit werden die Antragstellenden im 
Ermessenswege geduldet. Dieses Verfahren ist bereits 
per Erlass in Bayern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein explizit aufgegriffen und konkreti-
siert worden (vgl. Erlass Bayern, v. 1.09.2016, S. 29 f., Er-
lass Sachsen, v. 1.06.2017, S. 5, Erlass Sachsen-Anhalt, 
a.a.O., S. 5, Erlass Schleswig-Holstein, a.a.O., S. 6). 

Praxistipp:  
In der Praxis emp-

fiehlt es sich deshalb, der Ausländerbehörde 
möglichst einen schriftlichen Ausbildungsver-
trag inkl. Eintragung in die Lehrlingsrolle oder 
„Geprüft-Stempel“ vorzulegen. Sollte die Vorlage 
des Vertrages bzw. der Nachweis des erforder-
lichen Eintrags (noch) nicht möglich sein, sollte 
in jedem Fall trotzdem eine schriftliche Zusage 
des Ausbildungsbetriebes eingeholt und der Aus-
länderbehörde vorgelegt werden. Für schulische 
Ausbildungen gilt entsprechend die Vorlage der 
Anmeldebestätigung bzw. die schriftliche Zusage 
der Berufsfachschule, aus der die Bezeichnung des 
Ausbildungsberufes hervorgeht.

Sowohl die Frage, ob der Eintrag in die Lehrlings-
rolle für die Anspruchsbegründung erforderlich ist, 
als auch die Festlegung einer Vorlaufzeit werden 
wohl von der Rechtsprechung weiter geklärt wer-
den müssen. Bis dahin sollte in beiden Fällen von der 

https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/IA2-2081-1-8-19_IMS_vom_01092016_Beschaftigung_Berufsausbildung_Asylbewe....pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/UEberarbeiteter_Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen_1.06.2017.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/UEberarbeiteter_Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen_1.06.2017.pdf
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3.2 Keine konkreten Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung bevorstehen

§ 60a Abs. 2 S. 4 AufenthG normiert zudem, dass 
der Anspruch auf Erteilung einer Duldung zu 
Ausbildungszwecken nur besteht, wenn „(…) kon-
krete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung nicht 
bevorstehen.“ Laut Gesetzesbegründung soll mit die-
ser Ausschlussklausel in Fällen, in denen die Abschie-
bung oder Dublin-(Rück-) Überstellung absehbar 
ist, der Durchsetzung der Ausreisepflicht Vorrang 
eingeräumt werden. 

Als konkrete aufenthaltsbeendende Maßnahmen 
werden in der Begründung beispielhaft folgende 
drei Maßnahmen genannt: 

 ‣ die bereits erfolgte Beantragung von Pass(ersatz)
papieren, 

 ‣ die bereits terminierte Abschiebung oder 
 ‣ ein laufendes Verfahren zur Dublin-Überstellung 

(vgl. BT-Drs. 18/9090, S. 25). 

3.2.1 Die bereits erfolgte Beantragung von 
Pass(ersatz)papieren

Dass die Beantragung von Pass(ersatz)papieren 
allein nicht immer einen zwingenden Ausschluss-
grund darstellt, hat das Sächsische Innenministerium 
unter Berufung auf den Wissenschaftlichen Dienst 
des Deutschen Bundestages als eines der ersten 
Bundesländer klargestellt. Vielmehr kommt es darauf 
an, dass die Aufenthaltsbeendigung durch diese Vor-
bereitungsmaßnahmen nicht nur pro forma einge-
leitet wird, sondern auch absehbar wird. So heißt es 
in dem Erlass aus Sachsen: „Ist der Ausländerbehörde 
bekannt oder ist für sie erkennbar, dass trotz erfolgter 
Einleitung abschiebungsvorbereitender Maßnahmen 
eine Abschiebung nicht realistisch zu erwarten ist (z.B. 
weil die bereits beantragte Ausstellung des Passes oder 

Ermessensduldung nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG 
Gebrauch gemacht werden, um – angesichts des po-
litischen Ziels – der Regelung größtmögliche Wirk-
samkeit zu verleihen. 

anderer Heimreisedokumente seitens der Behörden 
des Herkunftslandes des Ausländers erfahrungsgemäß 
besonders lange Zeit in Anspruch nimmt), stehen kon-
krete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung der Auf-
nahme einer qualifizierten Berufsausbildung nicht im 
Wege.“ (Erlass Sachsen, a.a.O., S. 2). 

Die Erlasse aus Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Rheinland-Pfalz verweisen ebenfalls darauf, dass 
ein Antrag auf Pass(ersatz)papiere allein nicht aus-
reichend ist, um die Ausbildungsduldung zu versa-
gen (Erlass Niedersachsen v. 27.09.2017, S. 12, Erlass 
Nordrhein-Westfalen v. 17.05.2018, S.18 sowie Erlass 
Rheinland-Pfalz v. 18.11.2017, S. 2). Den Verfahrens-
hinweisen der Berliner Ausländerbehörde lässt sich 
entnehmen, dass ein Pass(ersatz)antrag unschädlich 
ist, sofern das Verfahren bereits sechs Monate andau-
ert (vgl. VAB Berlin, a.a.O., S. 398). Das BMI hingegen 
vertritt die Auffassung, dass die Beantragung von Pas-
sersatzpapieren auch schädlich ist „wenn ein Verfahren 
zur Passersatzbeschaffung eine gewisse Zeit in Anspruch 
nimmt, sofern der Verlauf des Verfahrens in prozeduraler 
als auch in zeitlicher Hinsicht absehbar ist.“ (BMI, a.a.O., S. 
13) Als nicht absehbar wird jedoch lediglich die Nicht-
Bearbeitung des Passersatzpapierantrages durch die 
Behörden des Herkunftsstaates bewertet.

Welcher Zeitraum sich in diesem Kontext letztend-
lich unter dem Begriff „absehbar bzw. zeitnah“ in 
der bundesweiten Praxis durchsetzen wird, bleibt 
abzuwarten. So hat der VGH Bayern beispielsweise 
in einem Eilverfahren eines pakistanischen Staatsan-
gehörigen einen Zeitraum von bis zu acht Monaten 
von der Beantragung bis zur voraussichtlichen Aus-
stellung der Passersatzpapiere als „absehbar“ und 
damit als konkrete aufenthaltsbeendende Maßnah-
me gewertet (VGH Bayern, Beschluss v. 15.12.2016, 

https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Niedersachsen_27.09.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
http://ggua.de/fileadmin/downloads/ke/VGH_Muenchen_Ausbildungsduldung_15.12.2016.pdf
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19 CE 16.2025). Im Falle eines Staatsangehörigen aus 
Bangladesch, bei dem das Verfahren zur Passersatz-
beschaffung bereits elf Monate andauerte und kei-
ne Einschätzung der Botschaft abgegeben werden 
konnte, in welchem Zeitraum das Verfahren voraus-
sichtlich abgeschlossen sein würde, entschied das 
VG Düsseldorf, dass in diesem Falle keine konkreten 
Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstün-
den (vgl. VG Düsseldorf, 22. Kammer, Beschluss v. 
24.07.2017, 22 L 3183/17).

In der Rechtsprechung werden als konkrete bevor-
stehende Maßnahmen überwiegend alle Maßnah-
men gewertet, die nach typisierender Betrachtung 
prognostisch bereits in einem engen sachlichen und 
zeitlichen Zusammenhang mit der Abschiebung 
selbst stehen. In diesem Zusammenhang werden 
neben den drei in der Gesetzesbegründung ge-
nannten Maßnahmen auch die Buchung der Person 
auf einen bestimmten Flug sowie die Erteilung des 
Vollzugsauftrages an die Polizei genannt (vgl. u.a. 
VGH Hessen Beschluss v. 15.02.2018, 3 B 2137/17; 3 D 
2138/17). Weitere Maßnahmen dürften in der Regel 
jedoch nicht die Anforderungen der konkreten auf-
enthaltsbeenden Maßnahmen erfüllen. 

Die alleinige vollziehbare Ausreisepflicht ist somit kein 
Grund, die Erteilung der Ausbildungsduldung mit 
Verweis auf konkrete aufenthaltsbeendende Maßnah-
men zu verweigern. Auch ein bereits erfolgtes Infor-
mationsgespräch zur „freiwilligen“ Ausreise fällt nicht 
unter diese Ausschlussklausel, auch wenn diese Ge-
spräche in der Regel einer Abschiebung vorgeschal-
tet sind (vgl. Erlass Nordrhein-Westfalen, a.a.O., S. 18 
sowie Erlass Rheinland-Pfalz, v. 18.05.2017, S. 4). Die-
se Praxis rechtfertige laut VG Arnsberg „allenfalls den 
Rückschluss, dass die Abschiebung nicht bevorsteht, so-
lange ein solches Gespräch nicht stattgefunden hat, aber 
nicht den Umkehrschluss, die Abschiebung stehe bevor, 
sobald es stattgefunden hat.“ (VG Arnsberg, Beschluss 
v. 29.09.2016, 3 L 1490/16). 

Eine nur kurze Befristung der Duldung und / oder der 
Vermerk von auflösenden Bedingungen in der Dul-
dung sowie eine inhaltliche negative Entscheidung 
über einen vorab gestellten Asylantrag erfüllen die 

Kriterien ebenfalls nicht (vgl. u.a. Erlass Brandenburg, 
a.a.O., S. 22, Erlass Sachsen-Anhalt, a.a.O., S. 8).

Am weitestgehend ist der Erlass aus Hamburg. Da-
nach stellt nur die faktische Einleitung der Vollstre-
ckung (Flugbuchung) eine konkrete Maßnahme zur 
Aufenthaltsbeendigung dar. Zudem, so der Erlass, 
wird „auch in diesem Fall […] die Ausländerbehörde 
die Rückführung noch aussetzen, wenn die Betroffenen 
bis zur tatsächlichen Rückführung einen geschlossenen 
Ausbildungsvertrag vorlegen können“ (Erlass Ham-
burg v. 9.03.2017, S. 2).

Zu beachten bleibt jedoch, dass die Frage nach ei-
ner weiten oder engen Auslegung der konkret be-
vorstehenden Maßnahmen noch nicht abschließend 
geklärt ist. So wird beispielsweise in Bayern trotz des 
nach herrschender Meinung erforderlichen engen 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhangs eine 
deutlich restriktivere Auffassung vertreten. Laut 
Erlass sei auch in Fällen, in denen die Ausländerbe-
hörde zur Vorbereitung einer Abschiebung zunächst 
die Identität der Person klären müsse, „bereits die ak-
tenkundige Vorladung […] zur Vorsprache bei der Aus-
länderbehörde zum Zweck der Aufforderung, bei der 
Auslandsvertretung […] persönlich zu erscheinen und 
einen Pass oder ein Passersatzpapier zu beantragen, 
die erste konkrete Maßnahme“ zur Aufenthaltsbeen-
digung (Erlass Bayern, a.a.O., S. 24 f.).

Auch in der Rechtsprechung ist die Frage nach einer 
weiten oder engen Auslegung nicht abschließend 
geklärt. So geht beispielsweise das VG Schleswig-
Holstein davon aus, dass zu den konkreten aufent-
haltsbeendenden Maßnahmen auch Vorbereitungs-
maßnahmen, wie z.B. „die Einräumung einer mit einer 
Abschiebungsankündigung verbundenen letztmaligen 
Frist zur freiwilligen Ausreise oder vergleichbare behörd-
liche Handlungen, denen zu entnehmen ist, dass ein Ter-
min für die Aufenthaltsbeendigung bereits feststeht und 
dem Ausländer mitgeteilt wurde zählen“ (VG Schles-
wig-Holstein, Beschluss v. 24.11.2016, 1 B 77/16).

Während eines laufenden Dublin-Verfahrens ist die 
Erteilung einer Ausbildungsduldung ebenfalls aus-
geschlossen. So scheitert die Erteilung vor Zustellung 

http://ggua.de/fileadmin/downloads/ke/VGH_Muenchen_Ausbildungsduldung_15.12.2016.pdf
http://asyl2.asyl.net/rechtsprechungsdatenbank/suchergebnis/artikel/60727.html?cHash=f2ba12450593f875bf477cec0fab1f02&no_cache=1
http://asyl2.asyl.net/rechtsprechungsdatenbank/suchergebnis/artikel/60727.html?cHash=f2ba12450593f875bf477cec0fab1f02&no_cache=1
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
http://www.ggua.de/fileadmin/downloads/arbeitserlaubnis/VG_Arnsberg_29.9.2016.pdf
http://www.ggua.de/fileadmin/downloads/arbeitserlaubnis/VG_Arnsberg_29.9.2016.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/8413652/80a7304f7977cb205955ea24082890fe/data/umsetzung-3-plus-2-regelung.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/8413652/80a7304f7977cb205955ea24082890fe/data/umsetzung-3-plus-2-regelung.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/24671.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/24671.pdf
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des BAMF-Bescheides daran, dass die Personen im 
Besitz einer Aufenthaltsgestattung und damit nicht 
vollziehbar ausreisepflichtig sind. Wird jedoch der 
Asylantrag gem. § 29 Abs. 1 Nr. 1 AsylG als unzuläs-
sig entschieden ergeht mit dieser Entscheidung im 
Regelfall eine Abschiebungsanordnung nach § 34a 
AsylG. Die vollziehbare Abschiebungsanordnung 
wird nach herrschender Meinung als eine konkrete 
aufenthaltsbeendende Maßnahme eingestuft (vgl. 
u.a. VGH Baden-Württemberg, Beschluss v. 4.1.2017, 
11 S 2301/16).

3.2.2 Maßgeblicher Zeitpunkt

Neben der Frage, welche Maßnahmen als konkret 
bevorstehende Maßnahmen zur Aufenthaltsbeen-
digung gewertet werden, ist auch von Bedeutung, 
zu welchem Zeitpunkt diese eingeleitet wurden. 
U.a. das OVG Berlin-Brandenburg hat diesbezüglich 
bereits kurz nach Inkrafttreten der Regelung klarge-
stellt, dass die konkreten Maßnahmen zur Aufent-
haltsbeendigung, beispielsweise die Terminierung 
der Abschiebung, bereits zum Zeitpunkt des An-
trages auf Erteilung der Ausbildungsduldung vorlie-
gen müssen, um als Ausschlussklausel herangezo-
gen zu werden. Sofern die Ausländerbehörde, erst 
nach einem solchen Antrag konkrete Abschiebungs-
maßnahmen einleitet, stehen diese der Erteilung der 
Duldung nicht entgegen. „Maßgeblicher Zeitpunkt für 
bevorstehende konkrete Maßnahmen zur Aufenthalts-
beendigung“, so das OVG Berlin-Brandenburg in sei-
nem Beschluss aus November 2016, „ist der Zeitpunkt 
der Beantragung der Ausbildungsduldung.“ „Eine an-
dere Sichtweise“, so das OVG weiter, „würde es ermög-
lichen, den Anspruch auf eine Ausbildungsduldung 
auch längere Zeit nach Aufnahme einer qualifizierten 
Berufsausbildung ohne weiteres durch Einleitung von 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Ausreisepflicht 
wieder entfallen zu lassen.“ (OVG Berlin-Brandenburg,  
Beschluss v. 22.11.2016, 12 S 61/16). 

Dieser Rechtsauffassung haben sich inzwischen sowohl 
das BMI als auch die Bundesländer angeschlossen (vgl. 
u.a. BMI, a.a.O. S. 14). Allerdings werden in der Recht-
sprechung unterschiedliche Anforderungen daran ge-

stellt, was mit dem Antrag auf Ausbildungsduldung 
bereits vorzutragen bzw. vorzulegen ist. Während der 
VGH Baden-Württemberg lediglich auf einen Antrag 
unter Mitteilung des (konkreten) Ausbildungsverhält-
nisses abstellt, verlangt das OVG NRW, dass bereits 
ein abgeschlossener Ausbildungsvertrag vorgelegt 
werden muss (VGH Baden-Württemberg, Beschluss 
v. 13.10.2016, 11 S 1991/16, OVG NRW, Beschluss v. 
13.03.2017, 18 B 148/17). Das VG Neustadt vertritt hin-
gegen die Auffassung, dass mit dem Antrag sowohl der 
Ausbildungsvertrag als auch bereits die Eintragung in 
die Lehrlingsrolle erfolgt bzw. beantragt sein muss (VG 
Neustadt a.d.W., Beschluss v. 4.11.2016, 2 L 867/16 NW). 

Welche Auslegung sich letztlich in der (obergericht-
lichen) Rechtsprechung durchsetzen wird bleibt 
abzuwarten. Problematisch in der Beratungspraxis 
ist in diesem Kontext allerdings, dass konkrete Maß-
nahmen der Aufenthaltsbeendigung der Erteilung 
einer Ausbildungsduldung auch entgegenstehen, 
wenn die Person keine Kenntnis von deren Einlei-
tung hat. Hinzu kommt, dass die Ankündigung von 
Abschiebungen seit Oktober 2015 bundesgesetzlich 
untersagt ist (vgl. § 59 Abs. 1 S. 8 AufenthG). In jedem 
Fall gilt jedoch: Der Antrag auf Ausbildungsduldung 
sollte frühzeitig gestellt werden. 

Praxistipp:  
In der Praxis ist es 

deshalb wichtig, der Ausländerbehörde so früh 
wie möglich den Ausbildungsvertrag bzw. die 
verbindliche Zusage des Ausbildungsbetriebes 
zukommen zu lassen. Ein formaler Antrag auf Er-
teilung der Ausbildungsduldung ist dabei nicht 
zwingend erforderlich. Vielmehr sind die eingerei-
chten Unterlagen zu einem (bevorstehenden) Aus-
bildungsverhältnis von der Ausländerbehörde als 
konkludenter Antrag zu werten (vgl. VGH Baden-
Württemberg, Beschluss v. 13.10.2016, a.a.O.). Da-
mit die Ausländerbehörden keine Fakten schaffen 
und die Abschiebung durchführen, sollte zudem 
bei drohender Abschiebung ein Eilantrag gem. § 
123 VwGO beim zuständigen Verwaltungsgericht 
eingelegt werden.

http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__29.html
http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__34a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/__34a.html
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21793
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21793
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21479
http://lrbw.juris.de/cgi-bin/laender_rechtsprechung/document.py?Gericht=bw&nr=21479
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_148_17_Beschluss_20170313.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_148_17_Beschluss_20170313.html
https://www.asyl.net/rsdb/m24684/
https://www.asyl.net/rsdb/m24684/
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__59.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__123.html
https://www.gesetze-im-internet.de/vwgo/__123.html
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3.3 Kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs.6 AufenthG vorliegt

Die Ausbildungsduldung darf in den Fällen, in de-
nen ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG 
vorliegt, nicht erteilt werden. In der Praxis kommt es 
bei der Frage, ob ein solches Arbeitsverbot vorliegt 
oder nicht, häufig zu Verzögerungen oder zur Verhin-
derung der Ausbildung durch die Ausländerbehör-
den, da diese eine Beschäftigungserlaubnis bereits 
mündlich verneinen.

Praxistipp:  
Nicht immer ist 

diese Verneinung rechtlich haltbar, weshalb in 
diesen Fällen stets eine schriftliche Begründung 
eingefordert werden sollte.8 Die Verweigerung der 
Beschäftigungsaufnahme allein aufgrund der voll-
ziehbaren Ausreisepflicht oder des Nichtbesitzes 
eines Nationalpasses ist rechtlich nicht haltbar. 

schäftigung nicht erlauben. Diese Regelung dürfte 
jedoch in den wenigsten Fällen zu einem rechtlich 
haltbaren Arbeitsverbot führen. Hier muss die Aus-
länderbehörde nachweisen, dass das einzige / aus-
schlaggebende Motiv zum Zeitpunkt der Einreise der 
Leistungsbezug gewesen ist. Eine (vermutete) Einrei-
se aus „wirtschaftlichen“ Gründen ist in diesen Fällen 
nicht ausreichend. In der Regel ist davon auszuge-
hen, dass im Falle eines vorangegangen, wenn auch 
negativen Asylverfahrens, die Motivation der Einreise 
eine andere gewesen ist – nämlich die Schutzsuche.

3.3.2 „Selbstverschuldete Duldungsgründe“

Ein in der Praxis relevanteres Hindernis beim Zugang 
zur Beschäftigung und damit auch zur Ausbildungsdul-
dung dürfte das Arbeitsverbot gemäß § 60a Abs. 6 S. 
1 Nr. 2 AufenthG darstellen. Danach darf die Beschäf-
tigung nicht erlaubt werden, wenn aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen aus Gründen, die die Person selbst 
zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können. 

Hiervon betroffenen sind häufig Menschen, die keinen 
Nationalpass oder andere Identitätsdokumente vorle-
gen können. So heißt es in § 60a Abs. 6 S. 2 AufenthG: 
„Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach S. 1 Nr. 2 
insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 
eigene Täuschung über seine Identität oder Staatsan-
gehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben selbst 
herbeiführt.“ Entgegen der Praxis zahlreicher Auslän-
derbehörden sind die ungeklärte Identität bzw. die 
Passlosigkeit alleine jedoch kein Grund die Beschäf-
tigungsaufnahme zu verweigern. Vielmehr kommt 
es darauf an, ob die Person bei der Passbeschaffung 
/ Identitätsklärung mitwirkt oder nicht. Auch das BMI 
macht in seinen Anwendungshinweisen deutlich, 
dass es in diesem Kontext um die Mitwirkung bei der 
Identitätsklärung geht (vgl. BMI, a.a.O., S. 15). Mit Blick 
auf die Bundesländer sieht lediglich Berlin explizit vor, 
dass § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG regelmäßig erfüllt 
ist, solange die Identität nicht geklärt ist. 

Zu beachten bleibt dabei, dass die Ausländerbehör-
den die gesetzliche Mitwirkungspflicht gegenüber 
den Personen konkret benennen und ggf. auch ak-

Vielmehr umfasst § 60a Abs. 6 AufenthG abschlie-
ßend drei Fallkonstellationen. Danach darf die Be-
schäftigung nicht erlaubt werden, wenn 8

1. die Person eingereist ist um Sozialleistungen zu 
erlangen („Um-zu-Regelung“), 

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei der Per-
son aus Gründen, die sie selbst zu vertreten hat, 
nicht vollzogen werden können („selbstverschul-
dete Duldungsgründe“) oder

3. die Person Staatsangehörige eines als „sicher“ er-
klärten Herkunftslandes gem. § 29a AsylG ist und 
ihr nach dem 31.08.2015 gestellter Asylantrag ab-
gelehnt worden ist („sichere Herkunftsstaaten“). 

3.3.1 „Um-zu-Regelung“

Gemäß § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 1 AufenthG darf die Aus-
länderbehörde einer Person, die „sich in das Inland 
begeben hat, um Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz zu erlangen“ die Aufnahme einer Be-

8 Gemäß § 37 Abs. 2 S. 1 VwVfG kann ein Verwaltungsakt 
grundsätzlich auch mündlich erfolgen. Allerdings besteht ein Anspruch 
auf eine schriftliche Bestätigung sowie eine schriftliche Begründung, 
sofern die betroffene Person dies unverzüglich verlangt (vgl. § 37 Abs. 2 
S. 2 i.V.m. § 39 VwVfG).

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
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tualisieren müssen, um aus der mangelnden Mitwir-
kungspflicht negative aufenthaltsrechtliche Folgen 
ziehen zu können (vgl. VGH Bayern, Beschluss v. 
27.12.2017, 19 CE 18.51).

Nach herrschender Meinung muss selbst in Fällen, 
in denen die Ausländerbehörde eine fehlende Mit-
wirkung festgestellt hat, der fehlende Pass bzw. die 
fehlende Mitwirkung der ursächliche Duldungs-
grund sein. Diesen Kausalzusammenhang zwischen 
mangelnder Mitwirkungspflicht und der Unmög-
lichkeit der Vollstreckung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen hat auch das OVG Berlin-Brandenburg 
in seinem Beschluss aus November 2016 deutlich ge-
macht. So ist es für das Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 
6 S. 1 Nr. 2 AufenthG erforderlich, „dass von dem aus-
reisepflichtigen Ausländer zu vertretende Gründe kau-
sal die Abschiebung verhindert haben.“ Weiter heißt es 
in der Entscheidung: „Es ist nicht davon auszugehen, 
dass das fehlende Bemühen des Antragstellers […], ei-
nen Pass zu bekommen, ursächlich dafür war, dass er 
nicht abgeschoben werden konnte. Dagegen spricht 
bereits, dass der Antragsgegner [die Ausländerbehör-
de] jederzeit die Möglichkeit hatte, Passersatzpapiere 
zu beschaffen, da die Identität … geklärt war […]. Je-
denfalls lässt vorliegend der Geschehensablauf … nicht 
die Annahme zu, dass sein fehlendes Bemühen einen 
Reisepass zu bekommen, seine Abschiebung kausal 
verhindert hat.“ (OVG Berlin-Brandenburg, Beschluss 
v. 22.11.2016, a.a.O.). 

An dieser Stelle sei jedoch darauf hingewiesen, dass 
in dem vom OVG entschiedenen Fall die Ausländer-
behörde versäumt hatte, die betroffene Person zur 
Mitwirkung bei der Passbeschaffung aufzufordern. 
In einem anderen Fall, in dem die Ausländerbehör-
de mehrmals zur Passbeschaffung aufgefordert 
hatte, entschied das VG Neustadt, dass die Nicht-
Mitwirkung bei der Passbeschaffung durchaus als 
ursächlich für die Unmöglichkeit der Abschiebung 
angesehen werden könne, sofern dadurch die Aus-
länderbehörde erst Passersatzpapiere beantragen 
müsse, um die Vollstreckung der Abschiebung 
durchzusetzen. Denn, so das VG Neustadt, damit 
hätte die Ausländerbehörde erst die Erlangung der 
entsprechenden Papiere abwarten müssen und 

dementsprechend sei die Abschiebung in diesem 
Zeitraum aus selbstverschuldeten Gründen aus-
gesetzt gewesen (vgl. VG Neustadt, Beschluss v. 
4.11.2016, 2 L 867/16.NW).

Auch in Fällen, in denen weitere Gründe für die vorü-
bergehende Aussetzung der Abschiebung vorliegen, 
ist das Arbeitsverbot nach dieser Norm nicht haltbar. 
So zum Beispiel bei unbegleiteten Minderjährigen 
oder Menschen, die aus gesundheitlichen, familiären 
oder sonstigen Gründen derzeit nicht abgeschoben 
werden können oder sollen. 

Vor diesem Hintergrund haben u.a. Brandenburg, 
Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Thürin-
gen in ihren Erlassen explizit klargestellt, dass der 
Ausschlussgrund des § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 2 AufenthG 
nur greift, wenn die selbst zu vertretenden Gründe 
für die Unmöglichkeit von aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen ursächlich sind (vgl. Erlass Branden-
burg, a.a.O., S. 18, Erlass Nordrhein-Westfalen, a.a.O. 
S. 15 f., Erlass Thüringen, a.a.O., S. 3, Erlass Sachsen-
Anhalt, a.a.O., S. 7).

Hinzukommt, dass der Ausschlusstatbestand im 
Präsens formuliert ist („selbst zu vertreten hat“). Ein 
Fehlverhalten in der Vergangenheit hat somit kein 
gesetzliches Arbeitsverbot zur Folge, wenn dieses 
„Fehlverhalten“ nun korrigiert wird.  

Praxistipp:  
Es ist durchaus mög-

lich, Lösungen mit den Ausländerbehörden zu fin-
den: Auf der einen Seite die Verpflichtung der Be-
troffenen zur Mitwirkung für die Gegenwart und 
Zukunft und auf der anderen Seite die Verpflich-
tung der Ausländerbehörde, im Rahmen des ge-
bundenen Ermessens eine Arbeitserlaubnis und 
eine Ausbildungsduldung zu erteilen.
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8.12.2016, 8 ME 183/18) sowie das OVG Nordrhein-
Westfalen stellen auf den formalen Asylantrag ab 
(Beschluss v. 18.08.2017, 18 B792/17). 

Der VGH Baden-Württemberg hingegen vertritt 
die Auffassung, dass das Arbeitsverbot nach § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG nicht greift, sofern die Per-
sonen vor dem Stichtag als asylsuchend registriert 
waren. Zur Begründung führt der VGH an, dass mit 
der Einführung des Arbeitsverbotes ein in die Zu-
kunft gerichteter Zweck verfolgt wurde „nämlich die 
Vermeidung eines ‚weiteren‘ Anstiegs der Asylzahlen 
durch Beseitigung von Anreizen für Ausländer aus si-
cheren Herkunftsstaaten, die sich von dort andernfalls 
erst noch in Erwartung einer Beschäftigungsmög-
lichkeit zusätzlich auf den Weg machen würden, und 
damit die Zahl der bereits längst nach Deutschland 
eingereisten, ein voraussichtlich erfolgloses Asylver-
fahren Betreibenden noch weiter steigern würden.“ 
(VGH Baden-Württemberg, Beschluss v. 9.10.2017, 
11 S 2090/17). Zudem argumentiert der VGH, dass 
die Personen, die vor dem Stichtag ein Asylgesuch 
gestellt haben, keinen Einfluss auf die Asylantrag-
stellung nehmen konnten bzw. für sie war „nicht 
steuerbar und vom Zufall abhängig, wann im Hinblick 
auf die Verwaltungskapazitäten des Bundesamts die 
Ladung zur förmlichen Antragstellung erfolgen wür-
de“ (ebd.). Diese Rechtsauffassung teilen jedoch nur 
Berlin und Rheinland-Pfalz (vgl. VAB Berlin, a.a.O., S. 
396, Erlass Rheinland-Pfalz, v. 20.06.2017, S. 17). In 
der Praxis dürfte diese Frage jedoch vermutlich nur 
noch in wenigen Fällen relevant sein, da der über-
wiegende Teil der Ratsuchenden aus den als sicher 
erklärten Herkunftsländern nach dem Stichtag ein-
gereist sein dürfte.

Offen ist bislang die Frage, ob von dem Beschäfti-
gungsverbot auch Personen erfasst sind, die nach 
dem Stichtag einen Asylfolgeantrag gem. § 71 AsylG 
gestellt haben und dieser nicht zur Durchführung 
eines erneuten Asylverfahrens geführt hat. In diesen 
Fällen wird der Asylfolgeantrag nach § 29 Abs. 1 Nr. 
5 AsylG als unzulässig entschieden. Da es sich dabei 
nicht um eine inhaltliche Ablehnung handelt, lässt 
die Formulierung des § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG 
(„abgelehnt wurde“) durchaus Interpretationsspiel-

3.3.3 „Sichere Herkunftsstaaten“

Die Liste der als sicher erklärten Herkunftsländer i.S.d. 
§ 29a AsylG umfasst derzeit abschließend folgende 
acht Staaten: Albanien, Bosnien-Herzegowina, Gha-
na, Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Senegal und 
Serbien (vgl. Anlage II zu § 29a AsylG).9 

Entgegen der Praxis mancher Ausländerbehörden 
greift das Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 
AufenthG nur bei einem Teil der Menschen aus den 
als „sicher“ erklärten Herkunftsländern. So heißt es 
dort, dass eine Beschäftigungserlaubnis nicht erteilt 
werden darf, wenn die betreffende Person „Staatsan-
gehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach § 29a 
des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 
gestellter Asylantrag abgelehnt wurde“.

Nicht erfasst von diesem Verbot sind somit Men-
schen, die vor dem 31.08.2015 einen Asylantrag ge-
stellt haben und dieser abgelehnt worden ist, sowie 
Personen, die zwar den Asylantrag erst nach dem 
Stichtag gestellt haben, diesen jedoch vor der be-
standskräftigen Entscheidung durch das BAMF zu-
rückgenommen haben bzw. zurücknehmen.10 

Für Menschen, die vor dem 31.08.2015 eingereist 
sind, ist derzeit umstritten, ob ein vor dem Stich-
tag gestelltes Asylgesuch i.S.d. § 13 AsylG – also die 
erste Registrierung als asylsuchend – als Asylantrag 
zu werten ist oder nicht. Das BMI vertritt die Auffas-
sung, „dass es nach dem Gesetzeswortlaut darauf an-
kommt, wann der förmliche Asylantrag i.S.d. § 14 AsylG 
beim BAMF gestellt wurde“ (BMI a.a.O., S. 11). Diese 
Auffassung wird von der Mehrheit der Bundesländer 
geteilt. Auch das OVG Niedersachsen (Beschluss v. 

9 Der Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD v. 14.03.2018 sieht 
jedoch vor, die Maghreb-Staaten sowie alle Herkunftsländer mit einer 
BAMF-Schutzquote unter 5 Prozent ebenfalls als sicher zu erklären. 
Zum Zeitpunkt der Verfassung dieser Arbeitshilfe lag bereits ein 
Entwurf für ein „Gesetz zur Einstufung Georgiens, der Demokratischen 
Volksrepublik Algerien, des Königreichs Marokko und der Tunesischen 
Republik als sichere Herkunftsstaaten“ vor. Die notwendige 
Zustimmung von Bundestag und Bundesrat steht zum jetzigen 
Zeitpunkt jedoch noch aus.
10 Zur Frage, inwiefern die Rücknahme des Asylantrages im 
Rahmen der Ermessensentscheidung hinsichtlich der Erteilung einer 
Beschäftigungserlaubnis zu berücksichtigen ist, siehe Kapitel 5 der 
vorliegenden Arbeitshilfe.

http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE170004322&psml=bsndprod.psml&max=true
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_792_17_Beschluss_20170818.html
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE170008313&psml=bsbawueprod.psml&max=true&doc.part=L&doc.norm=all
http://www.landesrecht-bw.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE170008313&psml=bsbawueprod.psml&max=true&doc.part=L&doc.norm=all
https://www.gesetze-im-internet.de/asylvfg_1992/anlage_ii.html
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/?quelle=jlink&docid=MWRE170004322&psml=bsndprod.psml&max=true
https://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/2018/03/2018-03-14-koalitionsvertrag.pdf;jsessionid=604CC1D45D4C6B30810F50783DCBC7D7.s1t2?__blob=publicationFile&v=5
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raum. Auch die Gesetzgebungsmaterialien haben 
diese Frage offengelassen, sodass zum gegenwär-
tigen Zeitpunkt – auch mangels aussagekräftiger 
Rechtsprechung – durchaus die Auffassung vertre-
ten werden kann, dass eine Unzulässigkeitsentschei-
dung nicht zu einem Beschäftigungsverbot führt. 

Zumindest für Personen die ihren Asylerstantrag 
vor dem Stichtag und bei durchgehendem Aufent-
halt in Deutschland einen Asylfolgeantrag erst nach 
dem Stichtag gestellt haben, hat das VG Düsseldorf 
entschieden, dass ein als unzulässig entschiedener 
Asylfolgeantrag nicht von § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 3 Auf-
enthG erfasst ist und somit auch die Erteilung einer 
Ausbildungsduldung nicht sperrt. In seiner Begrün-
dung beruft sich das Gericht auf das dem Beschäf-
tigungsverbot zugrundeliegende gesetzgeberische 
Ziel und bezieht sich dabei auf die o.g. Entschei-
dung des VGH Baden-Württemberg. Vor diesem 
Hintergrund kommt das VG Düsseldorf jedoch auch 
zu dem Schluss, dass das Beschäftigungsverbot bei 
Personen die zwischen dem Asylerstantrag und 
dem nach dem Stichtag gestellten Folgeantrag zwi-
schenzeitlich ausgereist waren, greife (vgl. VG Düs-
seldorf, Beschluss v. 20.12.2917, 22 L 4570/17). 

Praxistipp:  
In Fällen, in denen 

ein konkretes Ausbildungsplatzangebot vorliegt, 
sollte für Asylsuchende aus den als sicher einge-
stuften Herkunftsländern in der Beratung geprüft 
werden, ob der Asylantrag zurückgenommen wer-
den sollte. Insbesondere für Personen, die nach-
weislich erst nach dem 31.08.2015 ein Asylgesuch 
bzw. einen Asylantrag gestellt haben, ist diese 
Prüfung ratsam, da sie im Falle der Ablehnung des 
Asylantrages unter das Arbeitsverbot nach § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG fallen und damit die Aus-
bildungsduldung für sie ausgeschlossen wäre.11

Aber auch für Personen, die ihren Asylantrag vor 
dem Stichtag gestellt haben, kommt die Rücknah-
me eines Asylantrages in Frage. In diesen Fällen, 
sperrt eine Ablehnung des Asylantrages zwar 
nicht die Erteilung der Ausbildungsduldung, al-
lerdings wird mit der negativen Entscheidung des 
BAMF auch ein befristetes Einreise- und Aufent-
haltsverbot nach § 11 Abs. 7 AufenthG verhängt, 
welches die Erteilung einer sich der Ausbildung 
anschließenden Aufenthaltserlaubnis erschwert.12 

11 12

11 Zur Frage inwiefern die Rücknahme des Asylantrages im 
Rahmen der Ermessensentscheidung hinsichtlich der Erteilung einer 
Beschäftigungserlaubnis zu berücksichtigen ist, siehe Kapitel 4 der 
vorliegenden Arbeitshilfe
12 Sofern ein befristetes Einreise- und Aufenthaltsverbot verhängt 
wurde, darf gem. § 11 Abs. 1 AufenthG vor Ablauf der Frist kein 
Aufenthaltstitel erteilt werden. Die einzige Ausnahme stellt die 
Aufenthaltserlaubnis nach § 23a AufenthG dar (vgl. § 23a Abs. 1 
S. 1 AufenthG). Da die Frist erst mit der Ausreise beginnt, ist ein 
Abwarten auf den Fristablauf in Deutschland nicht möglich. Allerdings 

besteht gem. § 11 Abs. 4 AufenthG die Möglichkeit der 
nachträglichen Verkürzung oder Aufhebung des Verbotes, sodass 
die Titelerteilungssperre auch bei einem Verbleib in Deutschland 
nachträglich geheilt werden kann. Hierfür bedarf es einen gesonderten 
Antrag bei der Ausländerbehörde.

https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/25857.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/dokumente/25857.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__23a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__23a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
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4.  Erteilung der Arbeitserlaubnis  
durch die Ausländerbehörde

Grundsätzlich gilt, dass auch in den Fällen, in denen 
kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG vor-
liegt, die Beschäftigungserlaubnis der Ausländerbe-
hörde erforderlich ist. Nach der Gesetzessystematik 
liegt die Entscheidung über die Erlaubnis zur Be-
schäftigungsaufnahme im Ermessen der Ausländer-
behörde (vgl. § 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG i.V.m. Nr. 4.3.3 
AVwV AufenthG).

Umstritten ist derzeit sowohl in den Ländererlassen 
als auch in der Rechtsprechung, ob dieses Ermessen 
bei Erfüllung sämtlicher Voraussetzungen für die Er-
teilung einer Ausbildungsduldung auf Null reduziert 
ist, oder ob beispielsweise migrationspolitische Er-
wägungen bei der Ermessensentscheidung berück-
sichtigt werden dürfen. 

Das BMI vertritt die Rechtsauffassung, das Ermes-
sen sei im Regelfall weitgehend, jedoch nicht auf 
Null reduziert. Vielmehr könne im Einzelfall die vor-
sätzliche Verletzung der Passbeschaffungspflicht, 
wenn diese wegen der fehlenden Kausalität nicht 
den Ausschlusstatbestand des § 60a Abs. 6 S. 1 Nr. 
2 AufenthG begründet, im Zuge der Ermessensent-
scheidung berücksichtigt werden. Dieser Auffas-
sung wird von den Bundesländern Brandenburg, 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen explizit 
widersprochen. Vielmehr verweisen sie in ihren Er-
lassen darauf, dass die Verletzung der Passbeschaf-
fungspflicht nur berücksichtig werden darf, sofern 
deshalb aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht 
vollzogen werden können (vgl. Erlass Brandenburg, 
a.a.O., S. 18, Erlass Niedersachsen, a.a.O. S. 10, Erlass 
Nordrhein-Westfalen, a.a.O., S. 15 f.). 

Der Erlass aus Brandenburg nennt zudem weitere 
Gründe, wie z.B. die Legalität der Einreise oder das 
Herkunftsland, die in die Ermessensentscheidung 
einfließen können (vgl. Erlass Brandenburg a.a.O., S. 
18 f.).

Nach Auffassung des BMI kann auch die Rücknahme 
des Asylantrages von Menschen aus den als sicher 
eingestuften Herkunftsländern einen Grund darstel-
len, die Beschäftigungserlaubnis im Ermessenswege 
zu verweigern. Zur Begründung führt das BMI an, 

dass die Rücknahme des Asylantrages ein Indiz da-
für sein könne, dass die Rücknahme auch mit dem 
Ziel erfolgt sei, den Versagungsgrund nach § 60a 
Abs. 6 S. 1 Nr. 3 AufenthG nicht zu erfüllen und dies 
als Umgehung des vorgesehenen Verfahrens zur Er-
langung einer Ausbildungsduldung gewertet und 
damit berücksichtigt werden könne. Gleiches solle 
auch für Personen gelten, die keinen Asylantrag stel-
len, um das Beschäftigungsverbot zu umgehen (vgl. 
BMI, a.a.O., S. 11 f.). 

Diese restriktive Rechtsauffassung teilen neben 
dem BMI auch Bayern, Hessen, Niedersachsen13 und 
Sachsen-Anhalt (vgl. Erlass Bayern, a.a.O., S. 17 ff., Er-
lass Hessen, a.a.O., S. 4 f., Erlass Niedersachsen a.a.O., 
S. 11, Erlass Sachsen-Anhalt, a.a.O., S. 3). In Nordr-
hein-Westfalen hingegen, dürfen diese Erwägungen 
nicht in die Ermessensentscheidung einfließen. So 
heißt es in dem entsprechenden Erlass: „Bei Asylbe-
werbern aus sicheren Herkunftsländern ist es gerade 
nicht angezeigt, dass ein Asylverfahren durchgeführt 
wird, da dies aus der Perspektive des Antragstellers 
nicht erfolgversprechend und aus der Perspektive des 
Staates eine vermeidbare Belastung des Asylsystems 
ist. Daher ist auch eine Rücknahme eines aller Wahr-
scheinlichkeit nach erfolglosen Asylantrags sinnvoll.“ 
(Erlass Nordrhein-Westfalen, a.a.O., S. 16).

Eine Ermessensreduzierung auf Null sieht lediglich 
Schleswig-Holstein in seinem Erlass explizit vor (vgl. 
Erlass Schleswig-Holstein v. 14.02.2017). Aber auch 
Thüringen stellt in seinem Erlass unmissverständlich 
klar: „[Es] ist […] nicht zulässig, eine Anspruchsdul-
dung trotz Erfüllens aller in § 60a Abs. 2 S. 4 ff AufenthG 
normierten Voraussetzungen unter Hinweis auf ein im 
Rahmen der Entscheidung über die Beschäftigungs-
erlaubnis nach § 4 Abs. 2 S. 3 AufenthG bestehendes 
Ermessen zu versagen“ (Erlass Thüringen, a.a.O., S. 2).

Wie sich die Rechtsprechung zu dieser Frage entwi-
ckeln wird bleibt abzuwarten. So geht beispielswei-

13  In Niedersachsen kann die Rücknahme des Asylantrages bei 
Personen aus den als sicher erklärten Herkunftsländern jedoch nur in 
der Ermessensentscheidung berücksichtigt werden, wenn die Personen 
den Antrag nach dem Stichtag 27.09.2017 zurückgenommen haben, da 
der vor diesem Datum geltende Erlass die restriktive Rechtsauffassung 
explizit verneint hat.

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__4.html
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI31284060.htm
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/SH_Erlass_zu____60a_Abs._2_Satz_4_ff._AufenthG.pdf
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se der VGH Hessen von einer Ermessensreduzierung 
auf Null aus und stellt zudem Folgendes fest: „Es 
stellt sich als ermessensfehlerhaft dar, entgegen dem 
Wortlaut von § 60a Abs. 2 S. 4 AufenthG die illegale Ein-
reise des Ausländers, die Herkunft aus einem sicheren 
Herkunftsstaat oder die Tatsache, dass der Ausländer 
keinen Asylantrag gestellt hat, zu dessen Ungunsten 
einzustellen.“ (VGH Hessen Beschluss v. 15.02.2018, 3 
B 2137/17; 3 D 2138/17). Das VG Schleswig-Holstein 
kommt hingegen zu dem Schluss, dass die Versa-
gung der Beschäftigungserlaubnis aus einwande-
rungspolitischen Erwägungen durchaus in Betracht 
komme, etwa im Hinblick auf eine vorsätzliche Ver-
letzung der Passbeschaffungspflicht, eine mögliche 
Umgehung der in § 60a Abs. 6 AufenthG normierten 
Ausschlussgründe oder eine missbräuchliche Aus-
nutzung der Regelung – etwa bei Beginn einer 
Ausbildung nach langjähriger Berufserfahrung in 
dem Bereich (VG Schleswig-Holstein, Beschluss v. 
12.01.2018, 1 B 2/18). 

Praxistipp:  
In der Praxis sollte 

bei Ablehnung der Beschäftigungserlaubnis stets 
eine schriftliche Begründung eingefordert und 
geprüft werden, ob Klage und ggf. Eilantrag ge-
gen die Entscheidung der Ausländerbehörde Sinn 
ergeben.

file:///C:\Users\cka\AppData\Local\Temp\notesC7A056\VGH%20Hessen%20Beschluss%20v.%2015.02.2018,%203%20B%202137\17;%203%20D%202138\17
file:///C:\Users\cka\AppData\Local\Temp\notesC7A056\VGH%20Hessen%20Beschluss%20v.%2015.02.2018,%203%20B%202137\17;%203%20D%202138\17
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Für die Erteilung der Ausbildungsduldung gilt grund-
sätzlich, dass die Personen ihren Mitwirkungspflich-
ten nach § 48 AufenthG nachkommen müssen. Hier 
ist insbesondere § 48 Abs. 3 AufenthG maßgeblich, 
wonach Personen, die nicht im Besitz eines gültigen 
Passes sind, verpflichtet sind, an der Beschaffung von 
Identitätspapieren mitzuwirken. Hierzu gehören un-
ter anderem das Anschreiben oder die Vorsprache 
bei der jeweiligen Botschaft sowie die Kontaktauf-
nahme zu staatlichen Stellen im Herkunftsland. 

Nicht erforderlich ist hingegen, dass die Personen 
bereits im Besitz eines gültigen Nationalpasses sind. 
Zwar unterliegen auch sie der Passpflicht nach § 3 
AufenthG. Anders als bei der Erteilung eines Aufent-
haltstitels finden die allgemeinen Erteilungsvoraus-
setzungen des § 5 AufenthG, die in § 5 Abs. 1 Nr. 4 
AufenthG auch den Besitz eines Nationalpasses vor-
sehen, auf die Erteilung einer Duldung jedoch keine 
Anwendung. Dies haben inzwischen auch mehrere 
Bundesländer explizit in ihren Erlassen festgehalten.14 

14 Zu diesen Bundesländern gehören: Hamburg, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen und Thüringen.

Der Nachweis über die Bemühungen, Identitätspa-
piere bzw. einen Pass zu erlangen, reicht also für die 
Erteilung der Ausbildungsduldung aus. Für eine sich 
daran anschließende Aufenthaltserlaubnis, ist der Be-
sitz eines Passes jedoch wieder eine Grundvorausset-
zung, sofern die Erlangung des Passes auf zumutbare15 

 Weise möglich ist. Bundesweit diskutiert wird jedoch 
weiterhin, ob für die Erteilung einer Ausbildungsdul-
dung, unabhängig von der Vorlage eines Passes, die 
Identität geklärt sein muss oder nicht. Hier ergibt 
sich aus den Ländererlassen ein ganz unterschied-
liches Bild. Während beispielsweise Hamburg für 
Volljährige die geklärte Identität als Erteilungsvo-
raussetzung vorsieht, führt Thüringen aus, dass die 
ungeklärte Identität nur dann ein Erteilungshinder-
nis darstellt, sofern die Person die Umstände selbst 
zu vertreten hat und deshalb eine Abschiebung 
nicht erfolgen kann. Nordrhein-Westfalen hingegen 
stellt klar, dass sowohl die Vorlage eines National-
passes als auch der Nachweis der Identität für die 
Ausbildungsduldung grundsätzlich keine Erteilungs-
voraussetzung darstellen (vgl. Erlass Hamburg, a.a.O., 
S. 2, Erlass Thüringen, a.a.O., S. 3, Erlass Nordrhein-
Westfalen, a.a.O., S. 15). 

15 Zu der Frage der Beurteilung der „Zumutbarkeit“ im Rahmen der 
Passbeschaffung ist § 5 ff AufenthV sowie die aktuelle Rechtsprechung 
hinzuzuziehen.

5.  Mitwirkungspflichten / Identitätsklärung / 
Passbeschaffung
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6.  Erteilung, Verlängerung und Ausschluss  
von der Ausbildungsduldung

Die Erteilung einer Ausbildungsduldung ist während 
des Asylverfahrens nicht möglich, da die Menschen 
zu diesem Zeitpunkt noch im Besitz einer Aufent-
haltsgestattung sind und es somit an der vollzieh-
baren Ausreisepflicht mangelt, die eine wesentliche 
Voraussetzung für die Duldungserteilung darstellt. 
Erst nach unanfechtbarer Ablehnung oder Rücknah-
me des Asylantrages kann die Duldung zu Ausbil-
dungszwecken beantragt werden. 

Zu beachten bleibt, dass die Ausbildungsduldung im 
Regelfall keinen geeigneten Ersatz für ein Asylver-
fahren darstellt. Eine Rücknahme des Asylantrages 
kommt nur bei Personen aus den als sicher erklärten 
Herkunftsländern sowie in Fällen in Betracht, in de-
nen überwiegend wahrscheinlich mit einer Ableh-
nung als (offensichtlich) unbegründet zu rechnen ist 
und eine Ausbildung bereits aufgenommen wurde 
bzw. die Aufnahme unmittelbar bevorsteht. 

Praxistipp:  
Ansonsten emp-

fiehlt es sich, das Asylverfahren inklusive eines 
möglichen Klageverfahrens gut zu begleiten und 
den Ausgang abzuwarten. Eine Ausbildung kann 
auch während des Asylverfahrens begonnen wer-
den. Im Falle einer unanfechtbaren Negativent-
scheidung bleibt dann immer noch die Möglich-
keit, den Anspruch auf die Ausbildungsduldung 
geltend zu machen.

6.1. Erteilung für die Dauer der Ausbildung 

Die Ausbildungsduldung ist grundsätzlich für die im 
Ausbildungsvertrag bestimmte Ausbildungsdauer 
zu erteilen. Vorgehensweisen von Ausländerbe-
hörden, die Duldung jeweils nur für sechs Monate 
oder ein Jahr zu erteilen und bei Fortsetzung der 
Ausbildung entsprechend zu verlängern sind vom 
Gesetzeswortlaut nicht gedeckt. Dieser ist eindeu-
tig. So heißt es in § 60a Abs. 2 S. 5 AufenthG: „In den 
Fällen nach Satz 4 wird die Duldung für die im Ausbil-
dungsvertrag bestimmte Dauer der Berufsausbildung 
erteilt.“ 

Während die Vorgängernorm explizit vorsah, dass die 
Duldung für ein Jahr erteilt und jeweils um ein Jahr 
verlängert werden soll, ist diese Formulierung durch 
die o.g. ersetzt worden. Mit Blick auf die Gesetzesbe-
gründung und das gesetzgeberische Ziel, Rechtssi-
cherheit für Ausbildungsbetriebe und Auszubilden-
de zu schaffen, ist eine andere Auslegung dieses 
eindeutigen Gesetzeswortlautes nicht ersichtlich. 
Auch die Argumentation, die Duldung sei grundsätz-
lich ein temporäres Aufenthaltspapier, welches dem 
Grunde nach nicht langfristig erteilt werden dürfe, 

ist von dem eindeutigen Gesetzeswortlaut nicht ge-
deckt. So heißt es in der Gesetzesbegründung: „Die 
Neufassung von § 60a Abs. 2 S. 4 ff. AufenthG dient 
dazu, Geduldeten und ausbildenden Betrieben für die 
Zeit der Ausbildung und für einen begrenzten Zeitraum 
danach mehr Rechtssicherheit zu verschaffen und das 
diesbezügliche aufenthaltsrechtliche Verfahren zu ver-
einfachen. (…) Mit dem Anspruch auf Erteilung der 
Duldung für die gesamte Dauer der Berufsausbildung 
(…) erhält sowohl die oder der Auszubildende als auch 
der Ausbildungsbetrieb ein erheblich verstärktes Maß 
an Sicherheit.“ 

Der eindeutige Gesetzeswortlaut räumt den Aus-
länderbehörden auch kein Ermessen ein, die Dul-
dung zunächst nur für den Zeitraum der Probezeit 
zu erteilen (vgl. u.a. Erlass Brandenburg, a.a.O., S. 
23, Erlass Hessen, a.a.O., S. 3, Erlass Sachsen-Anhalt, 
a.a.O., S. 2).

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
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6.2. Verlängerung aufgrund von Nichtbestehen der Abschlussprüfung 

Besteht die auszubildende Person die Abschluss-
prüfung nicht, so wird gem. § 21 Abs. 3 BBiG das 
Ausbildungsverhältnis auf Antrag der Auszubilden-
den bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprü-
fung, höchstens jedoch für ein Jahr verlängert. In 
diesen Fällen ist auch die Ausbildungsduldung für 
den entsprechenden Zeitraum zwingend zu verlän-
gern. Die Frage, ob auch zu erwarten ist, dass die 

Person die Wiederholungsprüfung bestehen wird, 
ist in diesem Kontext unerheblich. Gleiches gilt für 
Personen, deren Ausbildungszeit, auch ohne nicht-
bestandene Abschlussprüfung gem. § 8 Abs. 2 BBiG 
verlängert wird, also die Verlängerung der Ausbil-
dungszeit im Einzelfall erforderlich ist, um das an-
gestrebte Ausbildungsziel zu erreichen (vgl. u.a. 
BMI, a.a.O., S. 14). 

6.3. Nach Abschluss der Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss der Ausbildung und 
Übernahme der Auszubildenden durch den Betrieb 
besteht u.U. ein Anspruch auf Erteilung einer Aufent-
haltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG. Sollte 
der Betrieb die Auszubildenden nicht übernehmen 
können, so wird die Duldung einmalig für die Suche 

einer dem Abschluss angemessenen Beschäftigung 
für die Dauer von sechs Monaten verlängert (vgl.  
§ 60a Abs. 2 S. 11 AufenthG). Ist diese Suche erfolg-
reich, so besteht ebenfalls die Möglichkeit zum Zwe-
cke der Beschäftigung eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 18a Abs. 1a AufenthG zu erhalten.16

16  Siehe hierzu näher Kapitel 10 der vorliegenden Arbeitshilfe.

6.4. Ausschluss der Erteilung der Ausbildungsduldung sowie Erlöschen

Die Erteilung der Ausbildungsduldung ist – auch bei 
Vorliegen sämtlicher o.g. Voraussetzungen – aus-
geschlossen für Personen, die wegen einer vorsätz-
lichen Straftat strafrechtlich verurteilt worden sind, 
wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessät-
zen unschädlich sind. Sofern es sich um strafrecht-
liche Verurteilungen wegen Verstößen gegen das 
Asyl- oder Aufenthaltsgesetz handelt (z.B. wiederhol-
te Verstöße gegen die Residenzpflicht oder Wohn-
sitzauflagen), so sind Geldstrafen von insgesamt bis 
zu 90 Tagessätzen unschädlich (vgl. § 60a Abs. 2 S. 

6 AufenthG). Auch erlischt eine einmal erteilte Aus-
bildungsduldung, wenn die Personen während der 
Ausbildung Straftaten begehen, die im Rahmen der 
Verurteilung die o.g. Höchstgrenzen überschreiten. 
Ferner erlischt die Duldung, sofern die Ausbildung 
vor Abschluss abgebrochen wird. In diesen Fällen er-
halten die Personen einmalig eine Duldung für sechs 
Monate zur erneuten Ausbildungsplatzsuche (vgl.  
§ 60a Abs. 2 S. 9 f AufenthG). Der Zeitpunkt und der 
Grund für den Abbruch der Ausbildung sind dabei 
unerheblich. 

https://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/__8.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/__8.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__60a.html
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6.5.Meldepflicht des Ausbildungsbetriebes bei Abbruch oder Nichtbetreiben

Der Ausbildungsbetrieb ist bei Abbruch oder Nicht-
betreiben der Ausbildung verpflichtet, dies der Aus-
länderbehörde unverzüglich, d.h. in der Regel inner-
halb von einer Woche, schriftlich mitzuteilen (vgl. 
§ 60a Abs. 2 S. 7 f. AufenthG). Kommt der Betrieb 
dieser Verpflichtung nicht nach, so stellt dies eine 
Ordnungswidrigkeit dar, die mit Geldbußen bis zu 
30.000 Euro bestraft werden kann (vgl. § 98 Abs. 2b 
i.V.m. § 98 Abs. 5 AufenthG). Darüberhinausgehende 
Auflagen der Ausländerbehörde, wie z.B. die unver-
zügliche Meldung von einer bestimmten Anzahl an 
unentschuldigten Fehltagen, sind weder von dem 
Gesetzeswortlaut noch von der Gesetzesbegrün-
dung gedeckt. Der Ausbildungsbetrieb entscheidet 
nach arbeitsrechtlichen Überlegungen, unter wel-
chen Umständen das Ausbildungsverhältnis nicht 
weiter fortgesetzt wird. Erst wenn der Betrieb und / 
oder die Auszubildende die Ausbildung vorzeitig be-
enden, dürfte das unter die Mitteilungspflichten der 
Ausbildungsgebenden fallen.  

Obgleich der Gesetzeswortlaut die Mitteilungs-
pflicht explizit nur für „Ausbildungsbetriebe“ vorsieht, 
vertritt das BMI die Auffassung, dass im Falle einer 
rein schulischen Ausbildung auch die Berufsfach-
schulen in analoger Anwendung des § 60a Abs. 2 S. 
7 AufenthG der Mitteilungspflicht bei Abbruch bzw. 
Nicht-Betreiben unterliegen (vgl. BMI, a.a.O., S. 16). 
Dieser Auffassung haben sich entweder explizit oder 
mit Verweis auf die BMI Anwendungshinweise auch 
die meisten Bundesländer angeschlossen. Lediglich 
Berlin stellt mit Blick auf den Gesetzeswortlaut ex-
plizit fest: „Soweit kein Ausbildungsbetrieb vorhanden 
ist (Ausbildung allein in einer Berufsfachschule) kommt 
§ 60a Abs. 2 S. 7 nicht, auch nicht analog zur Anwen-
dung“ (VAB Berlin, a.a.O., S. 400).
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7. Aufenthaltsrecht der Familienangehörigen

Dass die Ausbildungsduldung keinen Anspruch auf 
Familiennachzug vermittelt, d.h. die Erteilung eines 
Visums oder einer Aufenthaltserlaubnis aus famili-
ären Gründen (§§ 27-36 AufenthG) ausgeschlossen 
ist, da hierfür die „stammberechtigte“ Person im Be-
sitz eines Aufenthaltstitels sein muss, ist unstrittig. 
Strittig ist allerdings, ob den Familienangehörigen17 

 zwingend eine Duldung zu erteilen ist oder nicht. 

In der Praxis ist zu beobachten, dass den Familien-
mitgliedern von Inhaber/-innen einer Ausbildungs-
duldung, die Ausstellung bzw. Verlängerung einer 
Duldung verweigert wird und auf die sog. „freiwil-
lige“ Ausreise der Restfamilie gedrängt wird. Auch 
erste Abschiebungen von Familienangehörigen sind 
bereits erfolgt. Dabei sieht § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG 
vor, dass ein Anspruch auf Erteilung einer Duldung 
auch dann besteht, wenn die Abschiebung aus 
rechtlichen Gründen unmöglich ist. Der grundge-
setzliche Schutz von Ehe und Familie aus Art. 6 GG, 
sowie das Recht auf Achtung des Privat- und Famili-
enlebens aus Art. 8 EMRK stellen grundsätzlich recht-
liche Gründe im o.g. Sinne dar. 

Allerdings verneinen sowohl das BMI als auch die 
Bundesländer eine solche Auslegung hinsichtlich 
der Familienangehörigen von Inhaber/-innen einer 
Ausbildungsduldung. Zur Argumentation führt das 
BMI an, die Erteilung einer Ausbildungsduldung be-
ruhe auf der persönlichen Entscheidung der betrof-
fenen Person, trotz der vollziehbaren Ausreisepflicht 
der Familienangehörigen eine Berufsausbildung in 
Deutschland aufzunehmen. Nach Auffassung des 
BMI sei deshalb lediglich – „in engen Grenzen“ – eine 
Ermessensduldung für die Familienangehörigen 
möglich (vgl. BMI, a.a.O., S. 16 f.). Geteilt wird diese 
restriktive Rechtsauffassung vom OVG Nordrhein-
Westfalen. So argumentiert das OVG, dass sich aus 
der Erteilung einer Ausbildungsduldung an ein Fa-
milienmitglied kein rechtliches Abschiebungshin-
dernis i.S.d. § 60a Abs. 2 S. 1 AufenthG ergebe, da 
eine gemeinsame Ausreise der Familie grundsätzlich 
zumutbar sei. Auch die Erteilung einer Ermessens-

17 Der Begriff „Familienangehörige“ umfasst in diesem Kontext 
folgende Familienmitglieder: Ehegatt*innen, minderjährige Kinder und 
Eltern von Minderjährigen sowie minderjährige Geschwisterkinder.

duldung kommt nach Ansicht des Gerichts nur aus-
nahmsweise und in engen Grenzen in Frage, da die 
Fortführung der familiären Lebensgemeinschaft im 
Herkunftsland möglich sei und eine potenzielle Tren-
nung der Familie auf der persönlichen Entscheidung 
des Familienmitgliedes beruhe, in Deutschland eine 
Ausbildung zu absolvieren (vgl. OVG NRW Beschluss 
v. 14.11.2017, 18 B 1169/17, OVG NRW Beschluss v. 
19.06.2017, 18 B 336/17). Das OVG Berlin-Branden-
burg hingegen hat mit Beschluss aus November 
2016 unmissverständlich klargestellt, dass Familien-
angehörigen eine Duldung gem. § 60a Abs. 2 S. 1 
AufenthG i.V.m. Art. 6 GG zu erteilen ist (OVG Berlin-
Brandenburg, Beschluss v. 22.11.2016, 12 S 61.16).

Mit Blick auf die Bundesländer ist festzustellen, dass 
kein Bundesland die Auffassung vertritt, Familienan-
gehörige Auszubildende/-r hätten einen Anspruch 
auf Erteilung einer Duldung aus rechtlichen Grün-
den. Die Länder, die sich in ihren Erlassen explizit zu 
der Frage des Aufenthaltsrechts der Familie geäußert 
haben18, gehen ebenfalls nur von der Erteilung einer 
Duldung im Ermessenswege aus. Länderspezifische 
Unterschiede bestehen jedoch darin, ob eine 
Duldung im Regel- oder Einzelfall erteilt werden soll 
bzw. kann. 

Als einziges Bundesland sieht Berlin die Erteilung 
einer zwingenden Ermessensduldung für die Kern-
familienangehörigen vor. Ausgenommen davon 
sind jedoch Familienangehörige, die wegen einer 
vorsätzlichen Straftat strafrechtlich verurteilt wor-
den sind, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 
50 Tagessätzen, unschädlich sind. Sofern es sich um 
strafrechtliche Verurteilungen wegen Verstößen ge-
gen das Asyl- oder Aufenthaltsgesetz handelt (z.B. 
wiederholte Verstöße gegen die Residenzpflicht 
oder Wohnsitzauflagen), so sind Geldstrafen von ins-
gesamt bis zu 90 Tagessätzen unschädlich. In diesen 
Fällen ist das Ermessen grundsätzlich zu Lasten der 
rechtskräftig verurteilten Familienmitglieder aus-
zuüben und keine Duldung zu erteilen (VAB Berlin, 
a.a.O., S. 399).

18 Zu diesen Bundesländern gehören: Berlin, Brandenburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen.

https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_6.html
https://dejure.org/gesetze/MRK/8.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_1169_17_Beschluss_20171114.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_1169_17_Beschluss_20171114.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_336_17_Beschluss_20170619.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2017/18_B_336_17_Beschluss_20170619.html
http://www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de/jportal/portal/t/279b/bs/10/page/sammlung.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE160003727&doc.part=L&doc.price=0.0
http://www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de/jportal/portal/t/279b/bs/10/page/sammlung.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE160003727&doc.part=L&doc.price=0.0
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In Nordrhein-Westfalen sollen die Familienangehö-
rigen in der Regel eine Ermessensduldung erhalten, 
wenn mindestens ein Kind der Familie unter drei 
Jahren alt ist und die Ehegatt/-innen der Person, die 
im Besitz einer Ausbildungsduldung ist mindestens 
einen 450-Euro-Minijob ausüben. Bei Alleinerziehen-
den soll in der Regel unabhängig von den genann-
ten Voraussetzungen eine Ermessensduldung erteilt 
werden. Gleiches gilt für Eltern von Minderjährigen, 
die eine Ausbildungsduldung besitzen. In allen ande-
ren Fallkonstellationen kann lediglich eine Duldung 
erteilt werden, sofern ein besonderer Härtefäll vor-
liegt. Auch NRW schließt jedoch Familienmitglieder 
von dieser Regelung aus, die die o.g. strafrechtlichen 
Bagatellgrenzen überschritten haben (vgl. Erlass 
NRW, a.a.O., S. 23 f.).  

Alle anderen Bundesländer teilen oder orientieren 
sich an der Auffassung des BMI und sehen lediglich 
vor, dass eine Ermessensduldung in engen Grenzen 
erteilt werden könne und eine vorübergehende Tren-
nung der Familienangehörigen zum Zweck der Durch-
führung einer Ausbildung durchaus zumutbar sei.

Praxistipp:  
Trotz der zum Teil 

sehr restriktiven Rechtsauffassung von Bund und 
Ländern sollte vor dem Hintergrund von Art. 6 GG, 
Art. 8 EMRK und der UN-Kinderrechtskonvention 
in der Praxis stets auch für die Familienangehöri-
gen eine Duldung beantragt werden. Daneben 
sollte ggf. zusammen mit Betrieben gegenüber 
der Ausländerbehörde deutlich gemacht wer-
den, dass neben den verfassungs- und europa-
rechtlichen Bedenken auch das politische Ziel der 
Rechtssicherheit für Auszubildende und Betriebe 
konterkariert würde, wenn aus Angst vor Fami-
lientrennungen Ausbildungsstellen nicht ange-
nommen oder gar abgebrochen werden. Im Falle 
der Ablehnung der Erteilung einer Duldung an Fa-
milienmitglieder sollten Klage und ggf. Eilantrag 
geprüft und eingereicht werden. Dabei sollten 
zusätzlich die nach § 60a Abs. 2 S. 3 AufenthG er-
forderlichen dringenden persönlichen Gründe mit 
aufgeführt werden. 
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8.  Zugang zu den Leistungen der Ausbildungs-
förderung und damit auch Sicherung des  
Lebensunterhaltes während der Ausbildung

Leistungen der Ausbildungsförderung unterteilen 
sich in finanzielle Unterstützung während einer 
Ausbildung oder eines Studiums (BAföG und 
Berufsausbildungsbeihilfe) sowie ergänzende 
Fördermaßnahmen zur Unterstützung einer 
Ausbildung (zum Beispiel Assistierte Ausbildung, 
ausbildungsbegleitende Hilfen). Der Zugang zu 
diesen Leistungen ist vom Aufenthaltsstatus und 
von Voraufenthaltszeiten abhängig. Nachfolgend ein 
kurzer Überblick. 

ÂÂ BAföG während einer schulischen Ausbildung 
können Personen mit einer Duldung grundsätz-
lich nach einem Voraufenthalt von 15 Monaten 
erhalten (§ 8 Abs. 2a BAföG)

ÂÂ Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) erhalten Per-
sonen mit einer Duldung nach 15 Monaten Vo-
raufenthalt, soweit es sich um eine betriebliche 
Ausbildung handelt (§ 59 Abs. 2 SGB III)

ÂÂ Die Förderung im Rahmen von Ausbildungsbe-
gleitenden Hilfen (abH) und Assistierter Ausbil-
dung (AsA) können Personen mit einer Duldung 
erhalten, wenn sie sich seit mindestens zwölf 
Monaten in Deutschland aufhalten. 

ÂÂ Wohngeld können auch Auszubildende mit einer 
Duldung unter anderem dann beziehen, wenn 
sie aufgrund ausländerrechtlicher Ausschlüsse 
keine Ausbildungsbeihilfe erhalten oder wenn 
sie die Altersgrenze überschritten haben.

Praxistipp:  
Nachdem der Pa- 

ritätische bereits Arbeitshilfen zu der Frage 
des Zugangs zu Ausbildung und zu den 
Leistungen der Ausbildungsförderung 
sowie der Ausbildungsduldung und der 
Bleiberechtsregelung herausgegeben hat, gibt 
es mittlerweile auch eine zur „Sicherung des 
Lebensunterhalts während der Ausbildung für 
junge Menschen mit Aufenthaltsgestattung oder 
Duldung“. Diese Arbeitshilfe gibt detaillierte 
Hinweise zur Problematik der Sicherung des 
Lebensunterhalts während der Ausbildung. Bitte 
achten Sie darauf, dass wir uns um fortlaufende 
Aktualisierungen unserer Arbeitshilfen bemühen 
und Sie die aktuellsten Versionen in der Rubrik 
„Publikationen“ auf unserer Homepage. www.
der-paritaetische.de/schwerpunkte/migration/
publikationen finden. 

http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/existenzsicherung-ausbildung-gefluechtete-2018_web.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/existenzsicherung-ausbildung-gefluechtete-2018_web.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/existenzsicherung-ausbildung-gefluechtete-2018_web.pdf
http://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/existenzsicherung-ausbildung-gefluechtete-2018_web.pdf
http://www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/migration/publikationen
http://www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/migration/publikationen
http://www.der-paritaetische.de/schwerpunkte/migration/publikationen
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9.  Die Anschlussnorm nach Abschluss der  
Ausbildung – Aufenthaltserlaubnis  
nach § 18a Abs. 1a AufenthG 

Die mit dem Integrationsgesetz neu eingeführte 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG 
ermöglicht den Übergang in einen rechtmäßigen 
Aufenthalt für Menschen, die im Besitz einer 
Ausbildungsduldung sind und nach erfolgreichem 
Abschluss der qualifizierten Ausbildung ein 
der beruflichen Qualifikation entsprechendes 
Arbeitsplatzangebot erhalten haben. Auf diese 
Aufenthaltserlaubnis besteht ein gesetzlicher 
Anspruch, sofern die Voraussetzungen nach § 18a 
Abs. 1 Nr. 2-7 AufenthG erfüllt sind.

9.1 Der beruflichen Qualifikation entsprechende Beschäftigung

Der erfolgreiche Abschluss der „qualifizierten Berufs-
ausbildung“ stellt die erste Voraussetzung für die 
Erteilung der Aufenthaltserlaubnis dar. Wie bereits 
oben erläutert, handelt es sich hierbei um schulische 
oder betriebliche Ausbildungen, mit einer minde-
stens 2-jährigen Ausbildungsdauer. Für § 18a Abs. 1a 
AufenthG ist es jedoch nicht erforderlich, dass die Per-
son tatsächlich die gesamte Ausbildungszeit ausge-
schöpft hat. Sofern eine Person die Ausbildung gem. 
§ 8 Abs. 1 BBiG verkürzen konnte und ihren Berufsab-
schluss absolviert hat, ist das Merkmal „qualifizierte 
Ausbildung“ auch bei Unterschreiten der 2-Jahres-
Frist erfüllt (vgl. Durchführungsanweisung der Bun-
desagentur für Arbeit zum AufenthG RN 1.18a.1.04).

Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ist es nicht 
ausreichend, dass die Person irgendeinen Arbeits-
platz in Aussicht hat. Vielmehr kommt es darauf an, 
dass die künftig auszuübende Tätigkeit dem Ausbil-
dungsabschluss entspricht. In all den Fällen, in denen 
die Auszubildenden nach Abschluss der Ausbildung 
vom Ausbildungsbetrieb übernommen werden, 
dürfte es sich stets um eine der beruflichen Qualifi-
kation entsprechenden Beschäftigung handeln. Le-
diglich in den Fällen, in denen die Menschen nicht 
übernommen werden, sondern einen Arbeitsplatz 
bei einem anderen Betrieb anstreben, gilt es ge-

nauer zu prüfen, ob der Ausbildungsabschluss auch 
für diese Tätigkeit erforderlich ist. Als der beruflichen 
Qualifikation entsprechende Beschäftigungen sind 
grundsätzlich auch Tätigkeiten zu verstehen, die 
üblicherweise einen staatlich anerkannten oder 
vergleichbaren Ausbildungsabschluss voraussetzen 
und bei denen die mit der Ausbildung erworbenen 
Kenntnisse zumindest teilweise oder mittelbar benö-
tigt werden (vgl. AVwV AufenthG Nr. 18a.1.0). 

Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis ist 
neben der Vorlage der angestrebten Tätigkeit 
auch die Zustimmung der Bundesagentur 
für Arbeit erforderlich. Diese führt zwar keine 
Vorrangprüfung durch, aber eine Beschäftigung
sbedingungsprüfung, in der geprüft wird, ob die 
Beschäftigungsbedingungen nicht schlechter sind 
als für vergleichbare deutsche Arbeitnehmende, 
das heißt vor allem, ob Tariflohn oder ortsüblicher 
Lohn gezahlt wird. Nur wenn die Bundesagentur für 
Arbeit zugestimmt hat, darf die Aufenthaltserlaubnis 
von der Ausländerbehörde erteilt werden. Nach 
zweijähriger Ausübung einer der beruflichen 
Qualifikation entsprechender Beschäftigung 
berechtigt die Aufenthaltserlaubnis zur Ausübung 
jeder Beschäftigung, sodass eine Zustimmung 
der Bundesagentur für Arbeit dann nicht mehr 
erforderlich ist (vgl. § 18a Abs. 2 AufenthG).

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bbig_2005/__8.html
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/zentraler-Content/A01-Allgemein-Info/A015-Oeffentlichkeitsarbeit/Publikation/pdf/DA-Aufenthaltsgesetz.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/web/content/zentraler-Content/A01-Allgemein-Info/A015-Oeffentlichkeitsarbeit/Publikation/pdf/DA-Aufenthaltsgesetz.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI31284060.htm
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9.2 Ausreichender Wohnraum und Lebensunterhaltssicherung

Des Weiteren müssen die Antragstellenden für die 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a den Nachweis 
erbringen, dass sie für sich und ggf. ihre Familienan-
gehörigen über ausreichenden Wohnraum verfügen 
und der Lebensunterhalt gesichert ist. Die auslän-
derrechtliche Definition des „ausreichenden Wohn-
raums“ findet sich in § 2 Abs. 4 AufenthG. Danach gilt 
der Wohnraum grundsätzlich als ausreichend, sofern 
pro Person über 6 Jahre 12 m² und pro Kind unter 6 
Jahren 10 m² Wohnfläche zuzüglich Küche, Bad / WC 
zur Mitbenutzung zur Verfügung stehen. Kinder un-
ter 2 Jahren werden nicht mitberechnet. Unabhängig 
von dieser allgemeinen Regelung können die Qua-
dratmeterzahlen auch darunterliegen, sofern diese in 
der jeweiligen Region von den Sozialleistungsträgern 
(Jobcenter / Sozialamt) als angemessen angesehen 
werden (vgl. AVwV AufenthG Nr. 2.4).

Gemäß § 2 Abs. 3 AufenthG gilt der Lebensunterhalt 
im ausländerrechtlichen Sinne als gesichert, sofern die 
Person diesen ohne Inanspruchnahme öffentlicher 
Mittel bestreiten kann. Sofern nach Berechnung 
des individuellen Bedarfes noch ein Anspruch auf 
ergänzende / aufstockende Leistungen nach dem 
SGB II festgestellt wird, ist der Lebensunterhalt im 
ausländerrechtlichen Sinne nicht gesichert. Auf 
den tatsächlichen Bezug kommt es nicht an (vgl. 
Nr. 2.3.1.2 AVwV AufenthG). Der Bezug von Kinder- 
und Elterngeld sowie öffentlichen Mitteln, die auf 
Beitragsleistungen beruhen (z.B. ALG I), sind hingegen 
unschädlich. Von Bedeutung ist an dieser Stelle, dass 
nicht nur der eigene Lebensunterhalt gesichert sein 
muss; vielmehr ist auch die Lebensunterhaltssicherung 
von unterhaltsberechtigten Familienangehörigen 
Bestandteil der Gesamtberechnung (vgl. Nr. 2.3.2 

AVwV AufenthG).

9.3 Weitere Voraussetzungen

Neben den oben genannten Voraussetzungen 
müssen die Personen zudem über ausreichende 
Kenntnisse der deutschen Sprache verfügen (Niveau 
B1 GERR s. § 2 Abs. 11 AufenthG), was in der Regel 
nach erfolgreichem Abschluss einer in Deutschland 
absolvierten Ausbildung angenommen werden 
dürfte. Zudem sind Personen von der Aufenthaltser-
laubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG ausgeschlossen, 
die die Ausländerbehörde „vorsätzlich über aufent-
haltsrechtlich relevante Umstände getäuscht“ haben. 
Dieser Ausschlussgrund zielt insbesondere auf vor-
sätzliche Falschangaben über die Identität (Alter, 
Staatsangehörigkeit, Name) oder den Besitz bzw. 
Nicht-Besitz eines Passes ab. Im Falle der vorsätz-
lichen Hinauszögerung oder Behinderung von auf-
enthaltsbeendenden Maßnahmen ist die Erteilung 
der Aufenthaltserlaubnis ebenfalls ausgeschlossen. 
Dieser dürfte jedoch im Regelfall hinfällig sein, da 
die Abschiebung zuvor zum Zwecke der Ausübung 
der Ausbildung ausgesetzt worden ist und nicht aus 
selbstverschuldeten Gründen der Person (vgl. hierzu 
Nr. 18a.1.2 i.V.m. Nr. 104a 1.5.1 ff. AVwV AufenthG).

Eine Aufenthaltserlaubnis wird nicht erteilt, wenn 
die Person Bezüge zu extremistischen oder terroris-
tischen Organisationen hat, oder diese unterstützt 
sowie in Fällen, in denen Personen wegen einer vor-
sätzlichen Straftat strafrechtlich verurteilt worden 
sind, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Ta-
gessätzen, unschädlich sind. Sofern es sich um straf-
rechtliche Verurteilungen wegen Verstößen gegen 
das Asyl- oder Aufenthaltsgesetz handelt (z.B. wie-
derholte Verstöße gegen die Residenzpflicht oder 
Wohnsitzauflagen), so sind Geldstrafen von insge-
samt bis zu 90 Tagessätzen unschädlich (vgl. § 18a 
Abs. 1 Nr. 6 und 7 AufenthG).

Für Menschen aus den als sicher erklärten 
Herkunftsländern gemäß § 29a AsylG, deren 
Asylantrag als offensichtlich unbegründet abgelehnt 
worden ist, bleibt zu beachten, dass diese Personen 
mit dem negativen BAMF-Bescheid im Regelfall 
ein Einreise- und Aufenthaltsverbot nach § 11 
Abs. 7 AufenthG (i.d.R. 10 Monate) erhalten haben. 
Dieses sperrt grundsätzlich die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels und damit auch die Erteilung einer 
Aufenthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG. 
Das Einreise- und Aufenthaltsverbot kann jedoch 

http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__2.html
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/pdf/BMI-MI3-20091026-SF-A001.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
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auf Antrag gem. § 11 Abs. 4 AufenthG verkürzt und 
sogar ganz aufgehoben werden. Zuständig für diese 
nachträgliche Aufhebung bzw. Verkürzung ist die 
Ausländerbehörde (vgl. BVerwG, Urteil v. 25.01.2018, 
1 C 7.17). Die Kriterien für die Aufhebung des 
Einreise- und Aufenthaltsverbotes dürften in diesen 

Fällen stets vorliegen. Eine Aus- und Wiedereinreise 
nach Ablauf der entsprechenden Frist dürfte im 
Regelfall nicht zumutbar sein, insbesondere, wenn 
dadurch ein mögliches Arbeitsplatzangebot nicht 
wahrgenommen werden kann. Deshalb sollte auf die 
Aufhebung bestanden werden.

9.4  Erteilung, Verlängerung und Widerruf der Aufenthaltserlaubnis  
nach § 18a Abs. 1a AufenthG.

Die Aufenthaltserlaubnis wird für zwei Jahre erteilt. Sie 
wird widerrufen, wenn eine der o.g. Voraussetzungen 
entfällt, das Arbeitsverhältnis aus selbstverschul-
deten Gründen aufgelöst oder die Person aufgrund 
einer vorsätzlichen Straftat rechtskräftig verurteilt 
wird, wobei Geldstrafen, die die Höchstgrenzen von 
50 bzw. 90 Tagessätzen überschreiten (s.o.) außer 
Acht bleiben (vgl. § 18a Abs. 1b AufenthG).

Ob die Aufenthaltserlaubnis über den genannten 
Zweijahresraum hinaus zu verlängern ist, ist derzeit 
nicht abschließend geklärt. So sieht die Norm zwar 
einen Rechtsanspruch auf Erteilung der Aufenthalts-
erlaubnis für zwei Jahre vor, allerdings fehlt eine 
explizite Verlängerungsnorm. Mit dem Integrations-
gesetz ist jedoch nicht nur der neue Abs. 1a einge-
fügt worden, sondern auch der bereits bestehende 
Abs. 2 ergänzt worden. Dort heißt es: „Über die Zu-
stimmung der Bundesagentur für Arbeit nach den Ab-
sätzen 1 und 1a wird ohne Vorrangprüfung nach § 39 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 entschieden. § 18 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 5 gilt entsprechend. Die Aufenthaltserlaubnis be-
rechtigt nach Ausübung einer zweijährigen der beruf-
lichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung 
zu jeder Beschäftigung.“ In der Gesetzesbegründung 
wird zudem darauf verwiesen, dass Abs. 2 S. 2 und 

3 uneingeschränkt auch auf die Aufenthaltserlaubnis 
nach § 18a Abs. 1a Anwendung finden (vgl. (BT-Drs. 
18/8615, S. 47). Vor diesem Hintergrund kommt das 
Niedersächsische Innenministerium zu dem Schluss, 
dass bei einer Nicht-Verlängerung der Aufenthalts-
erlaubnis nach § 18a Abs. 1a AufenthG der oben zi-
tierte Absatz 2 S. 3 AufenthG ins Leere liefe. Deshalb 
favorisiert Niedersachsen die Verlängerung der Auf-
enthaltserlaubnis nach § 18a Abs. 1a i.V.m. § 8 Abs. 
1 AufenthG (Erlass Niedersachsen v. 9.01.2018). Ob 
sich diese Einschätzung bundesweit durchsetzen 
wird bleibt abzuwarten.

Sollte sich die restriktive Auffassung durchsetzen, 
dass eine Verlängerung nach § 18a Abs. 1a AufenthG 
ausgeschlossen ist, käme dann jedoch die Beantragung 
und Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach § 18a 
Abs. 1 oder nach § 18 AufenthG in Betracht, sofern 
die o.g. Voraussetzungen weiterhin erfüllt sind. Auch 
dies lässt sich unmittelbar der Gesetzesbegründung 
entnehmen. Dort heißt es: „Da es sich um eine 
Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Beschäftigung 
handelt, ist diese Aufenthaltserlaubnis mit der 
Perspektive eines Daueraufenthaltsrechts im Rahmen 
der allgemeinen Bestimmungen des Aufenthaltsgesetzes 
verbunden.“ (BT-Drs. 18/8615, S. 47).

http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__11.html
http://www.bverwg.de/250118U1C7.17.0
http://www.bverwg.de/250118U1C7.17.0
http://www.gesetze-im-internet.de/aufenthg_2004/__18a.html
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808615.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808615.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/086/1808615.pdf
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10.  Mögliche Ansprechpartner/-innen  
bei Rückfragen und Beratungsbedarf

Wie die Arbeitshilfe zeigt, ist die Betrachtung eines 
jeden Einzelfalls erforderlich, da die Anwendung der 
Ausbildungsduldung in den einzelnen Bundeslän-
dern zum Teil stark variiert, es mittlerweile zu einzel-
nen Fragen unterschiedliche Rechtsprechung gibt 
und auch die Ermessensspielräume der einzelnen 
Ausländerbehörden unterschiedlich genutzt wer-
den. 

Die Rückmeldungen zu unseren Arbeitshilfen und 
der Austausch auf verschiedenen Veranstaltungen 
zeigen immer wieder, wie hoch der Informations-
bedarf auf allen Seiten ist und wie wichtig eine gute 
Vernetzung der verschiedenen Akteure ist. Unsere 
Arbeitshilfen richten sich in erster Linie an die Be-
ratungspraxis selbst. Die Erfahrungen zeigen aber, 
dass erfreulicherweise auch viele andere Akteure 
mit unseren Arbeitshilfen arbeiten und denen teil-
weise das Wissen um weitere Beratungsstrukturen 
fehlt. Anbei daher eine nicht abschließende kleine 
Aufzählung möglicher Ansprechpartner/-innen bei 
Rückfragen und Beratungsbedarf von Geflüchteten, 
Betrieben und Unternehmen, Beratungsfachkräften 
aus verschiedenen Kontexten wie z.B. aus den Job-
centern oder Agenturen für Arbeit oder aber auch 
Ehrenamtlern und Paten. 

10.1  Jugendmigrationsdienste (JMD) 
& Migrationsberatung für er-
wachsene Zuwanderer (MBE)

Über 450 Jugendmigrationsdienste bundesweit 
begleiten junge Menschen mit Migrationshintergrund 
im Alter von 12 bis 27 Jahren mittels individueller 
Angebote und professioneller Beratung bei 
ihrem schulischen, beruflichen und sozialen 
Integrationsprozess in Deutschland. Individuelle 
Unterstützung, Gruppen- und Bildungsangebote 
sowie eine intensive Vernetzung mit Schulen, 
Ausbildungs-betrieben, Integrationskursträgern und 
anderen Einrichtungen der Jugendhilfe zählen zu 
den wesentlichen Aufgaben der JMD. Gefördert wird 
diese Beratungsstruktur über das BMFSFJ. 
www.jugendmigrationsdienste.de

Darüber hinaus unterstützen in bundesweit ca. 1000 
Beratungsstellen Migrationsberater/-innen erwachse-
ne Zuwanderer über 27 Jahre in Fragen zu den The-
men Deutsch lernen, Wohnen, Gesundheit, Ehe, Fami-
lie und Erziehung sowie auch zu Schule und Beruf. 
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-in-
tegration/integration/migrationsberatung/migrati-
onsberatung-node.html

10.2  Koordinierungsstelle Ausbildung 
und Migration (KAUSA)

Ziele des vom BMBF geförderten Programms ist es 
Selbstständige mit Migrations-hintergrund für die 
Berufsausbildung gewinnen, die Ausbildungsbe-
teiligung von jungen Migranten und Flüchtlingen 
zu erhöhen sowie Eltern über die berufliche Ausbil-
dung zu informieren. An 31 Standorten entwickeln 
und etablieren KAUSA Servicestellen regionale Bera-
tungsnetzwerke, um Selbstständige, jugendliche Mi-
granten und junge Flüchtlinge sowie Eltern in Ausbil-
dungsfragen zu unterstützen.
www.jobstarter.de/kausa

http://www.jugendmigrationsdienste.de
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/integration/migrationsberatung/migrationsberatung-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/integration/migrationsberatung/migrationsberatung-node.html
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/integration/migrationsberatung/migrationsberatung-node.html
http://www.jobstarter.de/kausa
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10.3  Integration von Asylbewerber/-
Innen und Flüchtlingen (IvAF) 
sog. Bleiberechtsnetzwerke

Bereits seit vielen Jahren sind verschiedene Akteure 
Teil der sog. Bleiberechts-netzwerke und haben im 
Bereich der Arbeitsmarktintegration Geflüchteter 
eine große Fachexpertise erworben. Bundesweit 
werden gegenwärtig 41 IvAF-Netzwerke mit ca. 300 
Teilprojekten aus Mitteln des Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales sowie des Europäischen Sozial-
fonds gefördert. Im Mittelpunkt der IvaF-Netzwerke 
stehen Maßnahmen der speziell auf die Gruppe der 
Geflüchteten ohne Altersgrenze ausgerichteten Be-
ratung, betriebsnahen Aktivierung und Qualifizie-
rung sowie Vermittlung in Arbeit oder Ausbildung. 
Sie verstärken die Angebote der Arbeitsagenturen/
Jobcenter, die diese Zielgruppe häufig nicht errei-
chen. Gleichzeitig bieten Kooperationsverbünde 
Schulungen von Multiplikatoren in Betrieben und öf-
fentliche Verwaltungen sowie in Jobcentern/Arbeits-
agenturen an, um die Einstellungsbereitschaft für die 
Zielgruppe zu erhöhen, Beschäftigungsverhältnisse 
zu stabilisieren und die Qualität der arbeitsmarkt-
lichen Förderung zu verbessern.

Ausführliche Infos zu den IvAF-Netzwerken sowie 
ein Adressverzeichnis und eine Standortkarte finden 
Sie in der online verfügbaren Publikation “Profil und 
Spezifische Expertise der Netzwerke im Handlungs-
schwerpunkt IvAF“ unter folgendem Link: 
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/
PDF-Publikationen/37927-profil-und-spezifische-ex-
pertise-der-netzwerke-im-handlungsschwerpunkt-
ivaf.pdf;jsessionid=F0DEEAAF0692EAD61DC15BD48
8BCD459?__blob=publicationFile&v=1

10.4 Die Landesflüchtlingsräte

Die Landesflüchtlingsräte sind unabhängige Ver-
tretungen der in den Bundesländern engagierten 
Flüchtlingsselbstorganisationen, Unterstützungs-
gruppen und Solidaritätsinitiativen. Die Landes-
flüchtlingsräte sind vernetzt und Mitglied in der Bun-
desweiten Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge PRO 
ASYL. Die Landes-flüchtlingsräte sehen es als staat-
liche Aufgabe an, Flüchtlingen unter seriöser Be-
achtung ihrer Fluchtgründe und humanitären Nöte, 
großzügige Aufnahme, effektiven Schutz, nachhal-
tige Integration und eine selbst bestimmte Zukunfts-
perspektive einzuräumen.
www.fluechtlingsrat.de

10.5  NETZWERK Unternehmen  
integrieren Flüchtlinge beim DIHK

Das Netzwerk unterstützt Betriebe aller Größen, 
Branchen und Regionen, die geflüchtete Menschen 
beschäftigen oder sich ehrenamtlich engagieren 
wollen. Das NETZWERK Unternehmen integrieren 
Flüchtlinge ist eine Initiative des Deutschen Indus-
trie- und Handelskammertages (DIHK), gefördert 
durch das Bundeswirtschaftsministerium. Es bietet 
seinen Mitgliedern:

 ‣ Informationen zu Rechtsfragen, Integrationsiniti-
ativen und ehrenamtlichem Engagement

 ‣ Praxis-Tipps zur Integration von geflüchteten 
Menschen in Ausbildung und Beschäftigung

 ‣ Gute Beispiele, Erfahrungsaustausch und 
Kooperation.

www.unternehmen-integrieren-fluechtlinge.de

http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/37927-profil-und-spezifische-expertise-der-netzwerke-im-handlungsschwerpunkt-ivaf.pdf;jsessionid=F0DEEAAF0692EAD61DC15BD488BCD459?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/37927-profil-und-spezifische-expertise-der-netzwerke-im-handlungsschwerpunkt-ivaf.pdf;jsessionid=F0DEEAAF0692EAD61DC15BD488BCD459?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/37927-profil-und-spezifische-expertise-der-netzwerke-im-handlungsschwerpunkt-ivaf.pdf;jsessionid=F0DEEAAF0692EAD61DC15BD488BCD459?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/37927-profil-und-spezifische-expertise-der-netzwerke-im-handlungsschwerpunkt-ivaf.pdf;jsessionid=F0DEEAAF0692EAD61DC15BD488BCD459?__blob=publicationFile&v=1
http://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/PDF-Publikationen/37927-profil-und-spezifische-expertise-der-netzwerke-im-handlungsschwerpunkt-ivaf.pdf;jsessionid=F0DEEAAF0692EAD61DC15BD488BCD459?__blob=publicationFile&v=1
http://www.fluechtlingsrat.de
http://www.unternehmen-integrieren-fluechtlinge.de
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10.6  Engagement beim Zentral- 
verband des Deutschen Hand-
werks (ZDH)

Auch die Handwerksbetriebe bieten jungen Ge-
flüchteten die Möglichkeit einer Ausbildung und die 
Handwerkskammern haben hierzu in ihren Regionen 
verschiedene Initiativen und Projekte ins Leben ge-
rufen. Nähere Infos zur Integration von Flüchtlin-
gen im Handwerk finden Sie unter folgendem Link: 
www.zdh.de/fachbereiche/arbeitsmarkt-tarifpolitik/
integration-von-fluechtlingen

10.7  Gemeinsame Infoplattform von 
der Bundesvereinigung der 
Deutschen Arbeitgeberverbände 
(BDA), des Bundesverbands der 
Deutschen Industrie (BDI), des 
Zentralverband des Deutschen 
Handwerks (ZDH) und der Bun-
desagentur für Arbeit (BA)

Um Unternehmen bei der Integration von Geflüch-
teten besser zu unterstützen, haben sie gemeinsam 
die Internetseite www.erfolgreich-integrieren.de ins 
Leben gerufen. Die Internetseite verfolgt zwei Ziele: 
Sie stellt eine Plattform für Unternehmen dar, um 
sich über die vielfältigen Informationen und Ange-
bote zur Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten 
zu informieren. Gleichzeitig bietet sie Unternehmen 
und Verbänden die Gelegenheit, das vielfältige En-
gagement der Wirtschaft sichtbarer zu machen und 
vorhandene Strukturen besser zu vernetzen.

10.8  „Menschen stärken Menschen“ – 
Patenschaftsprogramm 

Das Bundesprogramm „Menschen stärken Men-
schen“ des BMFSFJ hat zum Ziel, Patenschaften zwi-
schen geflüchteten und hier lebenden Menschen zu 
fördern und zu unterstützen. Insbesondere auch für 
junge Geflüchtete am Übergang Schule-Beruf kann 
es sehr hilfreich sein, eine Patin oder einen Paten 
an der Seite zu haben, die oder der auf den Weg in 
eine Ausbildung unterstützt. Das Patenschaftspro-
gramm wird von zahlreichen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen mitgetragen. Hierzu zählen die frei-
en Wohlfahrtsverbände, Organisationen aus dem 
Stiftungssektor, Migrantenorganisationen und wei-
tere Akteure wie die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Seniorenbüros, die Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Freiwilligenagenturen sowie die Mehrgenerati-
onenhäuser. Eine Liste der Programmträger finden 
Sie neben weiteren Informationen unter folgendem 
Link: www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-
und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integrati-
on/menschen-staerken-menschen/patenschaften/
patenschaften/96626

Auf der interaktiven Karte des BMFSFJ kann gezielt 
nach Projekten in der Nähe gesucht werden: https://
www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/online-rechner/pro-
jekt-landkarte

http://www.zdh.de/fachbereiche/arbeitsmarkt-tarifpolitik/integration-von-fluechtlingen
http://www.zdh.de/fachbereiche/arbeitsmarkt-tarifpolitik/integration-von-fluechtlingen
https://www.erfolgreich-integrieren.de/
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integration/menschen-staerken-menschen/patenschaften/patenschaften/96626
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integration/menschen-staerken-menschen/patenschaften/patenschaften/96626
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integration/menschen-staerken-menschen/patenschaften/patenschaften/96626
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/engagement-und-gesellschaft/fluechtlingspolitik-und-integration/menschen-staerken-menschen/patenschaften/patenschaften/96626
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/online-rechner/projekt-landkarte
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/online-rechner/projekt-landkarte
https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/online-rechner/projekt-landkarte
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10.9  Programm „Koordinierung,  
Qualifizierung und Förderung der 
ehrenamtlichen Unterstützung 
von Flüchtlingen“

Im Rahmen dieses Programms werden ehrenamt-
liche Unterstützerinnen und Unterstützer qualifiziert 
und Projekte für Asylsuchende und Flüchtlinge ge-
fördert.

Mithilfe des Programms konnten von den 
umsetzenden Verbänden (AWO, Caritas, DRK, 
Diakonie und Der Paritätische) an zahlreichen Orten 
hauptamtliche Koordinatorinnen und Koordinatoren 
für die Freiwilligenarbeit benannt werden. 
Bundesweit werden über 200 Projekte durch das 
Büro der Beauftragten für Migration, Flüchtlinge 
und Integration gefördert. Auf der Homepage 
www.fluechtlingshelfer.info erhalten Sie weitere 
Informationen und eine Projektübersicht.

http://www.fluechtlingshelfer.info
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Anhang 1:  
Erlasse der Länder zur Ausbildungsduldung

Nachfolgend haben wir Ihnen die Ländererlasse verlinkt und möchten Sie darauf hinweisen, dass der 
Flüchtlingsrat Sachsen sowohl eine tabellarische Übersicht wie auch eine weitere Übersicht zum Thema 
„Umsetzung der 3+2 Regelung in den einzelnen Bundesländern“ erstellt hat und fortlaufend ergänzt und 
aktualisiert.  

Gesamtüberblick über die Anwendung in 
den Bundesländern: 

Sie finden diese Übersichten auf der Seite des Säch-
sischen Flüchtlingsrates unter den Rubriken „Infor-
mieren“, dann „Publikationen“ und dann dem Punkt 
zur Ausbildungsduldung:
http://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/in-
formieren/publikationen/

Bayern: 
Erlass des Bayerischen Staatsministeriums des In-
nern, für Bau und Verkehr vom 1.09.2016; siehe auch 
auf der Seite des Bayerischen Flüchtlingsrates die 
„Zusammenstellung der Innenministeriellen Schrei-
ben (IMS)“

Berlin: 
Verfahrenshinweise der Ausländerbehörde Berlin 
Stand 30.04.2018 (S. 396 ff) 

Brandenburg: 
Erlass des Ministeriums des Innern und für Kommu-
nales vom 27.10.2017

Hamburg: 
Erlass der Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und 
Integration und der Behörde für Inneres und Sport 
vom 9.03.2017

Hessen: 
Erlasse des Hessischen Ministerium des Innern 
und für Sport vom 14.07.2017 sowie Erlass vom 
24.05.2018 als Ergänzung aufgrund der Rechtspre-
chung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes, 
der in seinem Beschluss vom 21. April 2017 (3 B 
826/17 und 3 D 828/17) ausdrücklich an seiner Auf-
fassung hinsichtlich der einzustellenden Ermessens-
erwägungen nicht mehr festhält und somit sind die 
Ausführungen in dem Erlass vom 14. Juli 2017 zur 

Duldungserteilung zum Zwecke der Ausbildung un-
ter Nr. 3 und Nr. 5, vierter Absatz, inhaltlich überholt 
und damit gegenstandslos.

Niedersachsen: 
Erlass des Niedersächsischen Ministeriums für Inne-
res und Sport vom 27.09.2017

Nordrhein-Westfalen: 
Erlass des Ministeriums für Kinder, Familie, Flücht-
linge und Integration des Landes Nordrhein-Westfa-
len vom 17.05.2018

Rheinland-Pfalz: 
Erlasse des Ministeriums für Familie, Frauen, Jugend, 
Integration und Verbraucherschutz vom 20.06.2017, 
8.05.2017 sowie vom 18.11.2016.

Sachsen: 
Erlass des Sächsischen Staatsministeriums des Innern 
vom 1.06.2017 sowie vom 11.12.2017

Sachsen-Anhalt: 
Erlass des Ministeriums für Inneres und Sport vom 
19.12.2017

Schleswig-Holstein: 
Erlass des Ministeriums für Inneres und 
Bundesangelegenheiten vom 14.02.2017

Thüringen: 
Erlass des Thüringer Ministeriums für Migration, 
Justiz und Verbraucherschutzes vom 23.04.2018

http://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/informieren/publikationen/
http://www.saechsischer-fluechtlingsrat.de/de/informieren/publikationen/
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/IA2-2081-1-8-19_IMS_vom_01092016_Beschaftigung_Berufsausbildung_Asylbewe....pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/IA2-2081-1-8-19_IMS_vom_01092016_Beschaftigung_Berufsausbildung_Asylbewe....pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/IA2-2081-1-8-19_IMS_vom_01092016_Beschaftigung_Berufsausbildung_Asylbewe....pdf
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/arbeit-und-ausbildung.html
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/arbeit-und-ausbildung.html
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/arbeit-und-ausbildung.html
https://www.fluechtlingsrat-bayern.de/arbeit-und-ausbildung.html
https://www.berlin.de/labo/willkommen-in-berlin/service/downloads/artikel.274377.php
https://www.berlin.de/labo/willkommen-in-berlin/service/downloads/artikel.274377.php
https://www.berlin.de/labo/willkommen-in-berlin/service/downloads/artikel.274377.php
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Brandenburg_27.10.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Brandenburg_27.10.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Brandenburg_27.10.2017.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/8413652/80a7304f7977cb205955ea24082890fe/data/umsetzung-3-plus-2-regelung.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/8413652/80a7304f7977cb205955ea24082890fe/data/umsetzung-3-plus-2-regelung.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/8413652/80a7304f7977cb205955ea24082890fe/data/umsetzung-3-plus-2-regelung.pdf
http://www.hamburg.de/contentblob/8413652/80a7304f7977cb205955ea24082890fe/data/umsetzung-3-plus-2-regelung.pdf
http://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente%20hfr/Informationsmaterialien/Erlasse%20und%20Dienstanweisungen/Erlasse/2017_Ausbildungsduldung-14-Juli-2017-final-1.pdf
http://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente%20hfr/Informationsmaterialien/Erlasse%20und%20Dienstanweisungen/Erlasse/2017_Ausbildungsduldung-14-Juli-2017-final-1.pdf
http://fluechtlingsrat-hessen.de/files/Dokumente%20hfr/Informationsmaterialien/Erlasse%20und%20Dienstanweisungen/Erlasse/2017_Ausbildungsduldung-14-Juli-2017-final-1.pdf
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Ausbildungsduldung_Hessen_Erlass_24.Mai.2018.pdf
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Ausbildungsduldung_Hessen_Erlass_24.Mai.2018.pdf
https://www.einwanderer.net/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Ausbildungsduldung_Hessen_Erlass_24.Mai.2018.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Niedersachsen_27.09.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Niedersachsen_27.09.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Niedersachsen_27.09.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/180517_3_2_Erlass.pdf
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
https://www.ini-migration.de/rechtsgrundlagen.html
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/UEberarbeiteter_Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen_1.06.2017.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/UEberarbeiteter_Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen_1.06.2017.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/UEberarbeiteter_Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen_1.06.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen-Anhalt_19.12.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen-Anhalt_19.12.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Sachsen-Anhalt_19.12.2017.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/SH_Erlass_zu____60a_Abs._2_Satz_4_ff._AufenthG.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/SH_Erlass_zu____60a_Abs._2_Satz_4_ff._AufenthG.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/SH_Erlass_zu____60a_Abs._2_Satz_4_ff._AufenthG.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Thueringen_23.04.2018.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Thueringen_23.04.2018.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Ausbildungsduldung/Erlass_Ausbildungsduldung_Thueringen_23.04.2018.pdf
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Anhang 2: Tabelle „Duldung für die Ausbildung 
nach negativem Ausgang des Asylverfahrens?“
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